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D i e wirtschaftliche L a g e in Österreich 

Die wirtschaftlichen Aussichten für den bevorstehenden Winter 
Die bereits in den vergangenen Monaten ein­

gehend erörterten Preis-, Laotin-, Währungs- und 
Budgetprobleme haben nichts an Aktualität einge­
büßt und werden auf längere Sicht zweifellos den 
Gang der Österreichischen Wirtschaft entscheidend 
beeinflussen. Im Augenblick jedoch und für die 
kurzfristige Beurteilung der wirtschaftlichen Aus­
sichten in den unmittelbar bevorstehenden Win-
termonaten kommt den materiellen Voraussetaun-

.^en, namentlich der Energie- und Rohstoffversor­
gung, der voraussichtlichen Produktionsentwicklung, 

^ r e r Auswirkung auf den Arbeitsmarkt und nicht 
^ . l e t 2 t auch auf das zu erwartende Konsumgüteran-

"ebot relativ größere Bedeutung zu. 
M;, ^ e r schwere Rückschlag, den die österreichi-
^ e Wirtschaft im strengen Winter 1946/47 erlitt 

S .der sich, vor allem in den nachgelagerten Pro-
Jftionsstufen, bis in die Sommermonate hemmend 

den wirtschaftlichen Fortschritt ausgewirkt hatte, 
noch deutlich in Erinnerung. Besteht die Gefahr, 
•^•der kommende Winter neuerlich die außer-
entlichen Fortschritte der Österreichischen Wirt-

Jahre 1948 zunichte macht oder ist die 

österreichische Wirtschaft bereits soweit konsoli­
diert, daß nach menschlichem Ermessen kein 
ernsterer Rückschlag befürchtet werden muß? 

D i e v o r a u s s i c h t l i c h e E n e r g i e v e r s o r g u n g 

Die strukturelle Schwäche der österreichischen 
Energiewirtschaft — Überfluß an Sommerstrom, 
Mangel an Winterstrora — stellt die Wirtschafts­
politik auch am Beginn dieses Winters vor schwie­
rige Probleme. Der Bedarf an elektrischem Strom 
ist durch die im Vergleich zum Vorjahr bedeutend 
erhöhte Produktion beachtlich gestiegen. (Aus einem 
Vergleich des Stromverbrauchs in den Monaten 
Juni und Juli der Jahre 1947 und 1948, in denen 
der Bezug nicht beschränkt war und deshalb den 
echten Bedarf widerspiegelt, geht hervor, daß der 
Strombedarf heuer um etwa 25% höher ist als im 
Vorjahr.) Da diesem erhöhten Strombedarf praktisch 
eine nahezu unveränderte Kapazität der Wasser­
kraftwerke gegenübersteht, müßte der Mehrbedarf 
ganz aus kalorischen Werken gedeckt werden. Die 
Kapazität der kalorischen Werke konnte zwar durch 
die Reparatur zweier 30 MfF-Maschinen in Linz 
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erhöht werden, sie wird jedoch den Fehlbedarf nur 
bei milder Witterung und bei über dem Saison­
durchschnitt liegenden Leistungen der Wasserkraft­
werke decken können. Andernfalls werden, je nach 
der Wasserdarbietung der Flüsse, mehr oder weniger 
rigorose Stromsparmaßnahmen unvermeidlich sein. 

Die Möglichkeit einer ernsteren Stromver­
knappung in diesem Winter hat die zuständigen Be­
hörden veranlaßt, die Energieversorgung in diesem 
Winter und die allenfalls notwendig werdenden Ein­
schränkungen des Energiebezugs sorgfältig zu pla­
nen. Für Haushalt, Gewerbe und sonstige Kleinab­
nehmer wurden Stromsparmaßnahmen im gleichen 
Ausmaß wie im Vorjahr vorgesehen. Für die In­
dustrie (Stromabnehmer mit einem Monatsverbrauch 
von mehr als 5.000 kWh) wurde in Anlehnung an den 
vorjährigen Plan ein Industrieschaltplan erstellt 1), 
in dem die Strom- und die Kohlen Versorgung der 
einzelnen Betriebe weitgehend aufeinander abge­
stimmt wurden. Durch die Einteilung der einzelnen 
Betriebe nach ihrer Dringlichkeit in vier Schalt­
stufen wird eine geregelte Energieeinschränkung 
bei einer Verschärfung der Energielage angestrebt. 

Der Energiebedarf der österreichischen Industrie nach dem 
Industrieschaltplan 

Kohlen-
Versorgung bedarf in Strom-

einschl. 1000 / bedarf in 
Schaltstufe - (Stein- Mill. kWh 

kohlenbasis) 
pro Monat 

- I V 273 108 

I I I 164 . IOO 
I I 146 86 

1 112 62 

Man rechnet damit, daß bei einer dem Normal­
jahr entsprechenden Erzeugung von Wasserkraft­
strom sowie bei vollem Einsatz der verfügbaren 
kalorischen Kraftwerke während der wasserarmen 
Monate innerhalb des Verbundnetzes monatlich 
rund 230 Mill. kWh, das sind um 21 Mill. kWh 
mehr als im Durchschnitt der sechs Wintermonate 
des vergangenen Jahres zur Verfügung stehen wer­
den. Mit dieser Strommenge dürfte unter der Vor­
aussetzung, daß die im Industrieplan vorgesehenen 
sowie die für • Kleinabnehrner verfügten Stromein­
schränkungen tatsächlich eingehalten werden, der 
industrielle Strombedarf bei Schaltstufe III , auf die 
die Wirtschaft bereits seit 1. Oktober eingeschränkt 
wurde, während der kritischen Monate gedeckt^wer7" 
den können. Auch der Kohlenbedarf nach Schalt-
[Stufe I I I erscheint gesichert, sofern die'im Marshall-
Plan vorgesehenen Mengen tatsächlich eintreffen. 

I ) Daneben gibt es auch einen Gewerbeschaltplan für 
die Handwerker, 
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Wenn nicht unvorhergesehene Schwierigkeiten 
eintreten und der saisonbedingte Rückgang der 
Wasserstromerzeugung das normale Ausmaß nicht ' 
stark übersteigt, hängt die klaglose Uberbrückung 
der Wintermonate, die bei Schaltstufe I I I gewähr­
leistet ist, einzig und allein von dem Verantwor­
tungsbewußtsein und der Disziplin der Stromab­
nehmer ab. 

"Die bisher zur Sicherung eines geregelten Strom­
verbrauches getroffenen Maßnahmen scheinen aller­
dings nicht ausreichend zu sein. Im Oktober wurden 
îm Verbundnetz trotz Einführung der Schaltstufe I I I 
und der Bezugsbeschränkungen für Kleinabnehrner 
um rund 20 Mill. kWh mehr verbraucht als planmäßig 
(230 Mill. kWh) vorgesehen war, da sich viele 
Stromabnehmer sowohl in der Industrie als auch in 
den Haushalten nicht an die Sparmaßnahmen hielten 
und Heber den höheren Strompreis für den Mehr­
verbrauch zahlten, als ihren Verbrauch einzuschrän­
ken. Dadurch mußten bereits im Oktober die kalori­
schen Werke stärker als vorgesehen beansprucht 
werden, mit dem Ergebnis, daß die Lagervorräte an 
Kohle innerhalb Monatsfrist von 170.0001 auf 
117.000 t zurückgingen. Die. Disziplinlosigkeit der 
Stromabnehmer beschwört aber nicht nur durch den 
vorzeitigen Verbrauch der Kohlenvorräte, sondern 
auch dadurch Gefahr herauf, daß die dauernde 
Überbeanspruchung der überalterten Dampfkraft­
werke Maschinenausfälle und damit zusätzliche Pro-
.duktionsminderungen verursachen konnten. 

R ü c k w i r k u n g d e r E n e r g i e l a g e a u f d i e g e w e r b ­
l i c h e P r o d u k t i o n 

Die industrielle Produktion hat im Laufe des 
Jahres 194S beachtliche Fortschritte erzielt. Das 
allgemeine Produktionsniveau lag im September 
194S bereits über der Vorkriegsproduktion und 
um 50% höher als Ende 1947. (Die Konsum­
güterproduktion hat allerdings erst rund 70% 
des Vorkriegsstandes erreicht.) Eine Voraussage der 
Produktionsentwicklung in den kommenden Monaten 
hat zu berücksichtigen, daß die Produktion einiger 
Industriezweige, wie etwa die Baustoff Produktion, 
in den Wintermonaten auch ohne Energieschwierig­
keiten zurückgeht. Dieser saisonbedingte Produktions­
rückgang könnte jedoch dadurch mehr als kompen­
siert werden, daß in anderen Produktionszweigen 
danrteiTallmählich anlaufenden Marshall-Plan-Lie; 
ferungen die Produktion stärker belebt wird. £h« 
Voraussetzungen hiefür sind keineswegs ungünstig... , 
Wohl mögen die in den kommenden Monaten '.' 
Industrie zu erwartenden Marshall-Plan-Lieferungen j . ^ 
nicht sehr bedeutend sein; ihr Wert hegt je« 
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darin, daß durch sie vielfach Produktionslücken und 
Rohstoffengpässe beseitigt werden, so daß oft durch 
mengen- und wertmäßig relativ geringfügige Liefe­
rungen bedeutende Produktivitätssteigerungen er­
zielt werden können. 

Wieweit die einzelnen Industriezweige von 
Stromsparmaßnahmen betroffen werden, ist in groben 
Zügen aus dem Industrieschaltplan zu ersehen. 

Der Energiebesug einzelner Wirtschaftszweige nach dem 

Industrieschaltplan 

Schaltstufe 
n r n i 

Wirtschaftszweig Kohle Strom Kohle Strom Kohle Strom 
in % des vollen Bedarfs (Stufe IV) 

Bergbau IOO g8's 9 9 - 0 9 3 - 1 9 8 - 0 7 2 ' 3 
Eisenerzeugung 100 92*6 9 6 - 0 7 2 - 0 8g'o 5 2 ' 4 
Metallhütten 10a 9 0 - 4 9 4 - 0 Sj-o ?2 - o 6 0 - 9 
Eisen Verarbeitung ioo 9 7 - 0 9 0 - 7 8 2 8 5 5 7 4 6 - 5 
Elektroindustrie 100 9 7 - 0 92^0 78^9 B7'o 29*6 
Bau- und Baustoffindustrie . . grG 8 2 - 8 7 3 - 2 6 o - 4 4 3 ' 2 28-1 
Holzverarbeitende Industrie. . 1 0 0 9 2 - 6 Sa'a 66*6 4 1 - 1 ag'S 
Chemische Industrie. . . . . . . 9 9 9 5 - 2 9 3 - 0 tji's 7 4 - 0 76"2 
Papierindustrie*) So's äi'3 8o"i 4 6 - 2 7 9 ' 8 3 0 7 
Lederindustrie 100 ioo -o g 6 ' 8 100-0 71-5 ? 2 ' 9 ' 
Textilindustrie . . 100 9 5 - 9 $ r 8 7 7 - 4 fi8-6 3 0 7 
Bekleidungsindustrie 100 IOO'O 9 3 - 0 9 5 - 8 7 3 - 0 8 8 ' 6 

Nahrungs-u. Genuß mittelind. . 1 0 0 9 8 - 6 8 2 - 4 8 5 7 73^0 7 9 7 
Sonstige Industrien 100 99*6 g 5 7 g2'g S 3 7 8 2 7 

Insgesamt PS g2 '6 8 6 - 0 7 9 - 6 68'o S 7 ' 4 
]) Die Papierindustrie deckt einen erheblichen Teil ihres Strom­

bedarfes durch eigene Anlagen. 

Bei der Einstufung der einzelnen Industrie­
betriebe in die verschiedenen Schaltstufen wurde 
sowohl auf einen möglichst störungsfreien Ablauf 
des Produktionsprozesses als auch auf lohn-, preis-
und währungspolitische Auswirkungen Bedacht ge­
nommen. Entsprechend der vertikalen Gliederung 
der Produktion wurde dafür gesorgt, daß wichtige 
Produktionsprozesse (Exportprogramm und unelasti­
scher Inlandsbedarf) vom Urprodukt bis zur Fertig­
ware ohne Störungen aufrechterhalten werden kön­
nen. Die stärkere Berücksichtigung der Konsum­
güterindustrie, die bei Energiebezugsbeschränkungen 
der letzten Jahre meist in niedrigere Dringlichkeits­
stufen eingereiht worden, war, ging von dem Ge­
danken aus, daß eine Einschränkung des allge­
meinen Produktionsniveaus eher zu Lasten der In­
vestitionen als auf Kosten des Konsums gehen soll, 
da ein Engpaß in der Konsumgüterversorgung im 
nächsten Frühjahr Preisauftriebstendenzen auf dem 
I^onsumgütennarkt auslösen könnte. 

Gelingt es,. die Industrie während des Winters 
•Sfcf der Schaltstufe III mit Energie zu versorgen — 
<®0i Ziel, das bei normaler Witterung durchaus er-

,.*eichbar erscheint —, dann wird trotz sonstiger 
romeinschränkungen das allgemeine Produktions-

,»eau kaum entscheidend beeinflußt werden. Mit 
Abnahme der Aluminiumversorgung in Ranshofen, 

die bereits vor einiger Zeit eingestellt wurde, weiters 
der Eisenerzeugung, die 3 Elektrostahlöfen abschal­
ten mußte, und noch einiger kleinerer Einschrän­
kungen in der Baustoff- und Papierindustrie, die 
zum Teil aus saisonbedingten Gründen ihre Pro­
duktion ohnehin zu vermindern pflegen, werden sämt­
liche Industriezweige ihren Energiebedarf voll 
decken können. 

Bedeutend schärfere Strommaßnahmen sind be­
reits bei der Energieversorgung nach Schaltstufe II 
vorgesehen. Der Kohlenbezug der Industrie müßte 
auf 86% und der Strombezug auf rund 80%'' 
der vollen Bedarfsdeckung eingeschränkt werden, 
wodurch sich zwangsläufig auch stärkere Produk­
tionsausfälle ergeben würden. Nach dem Schaltplan 
müßte u. a. die Edel S t a h l e r z e u g u n g auf 60%, die 
Gießereien auf 75 %, die Glühlampen- und Radio­
erzeugung auf etwa 67%, die Webereien auf etwa 
50 bis 67%: eingeschränkt werden. Immerhin würden 
sich auch bei Schaltstufe II die Produktionsaus fälle 
noch in einem Rahmen halten, der bei Besserung der 
Energielage verhältnismäßig rasch wieder eine Er­
holung der industriellen Produktion gestatten würde. 

Anders bei Schaltstufe L Sollte infolge eines 
ungewöhnlich strengen Winters oder sonstiger" un­
vorhergesehener Zwischenfälle die Energieversorgung. 
längere Zeit' auf Schaltsruife I gedrosselt werden 
müssen, so wird d ie gesamte industrielle Produk­
tion einen schweren Rückschlag erleiden, von dem 
-sie sich auch nach Besserung der Energieerzeugung 
infolge Mangels an Zwischenprodukten nur lang­
sam wieder erholen könnte. 

R e a k t i o n e n a u f d e m A r b e i t s m a r k t 

Auch bei ausreichender Energieversorgung muß 
mit einem leichten saisonbedingten Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit in den Monaten Jänner und Februar 
gerechnet werden. Im vorigen Winter nahm die 
Zahl der Arbeitslosen im Jänner absolut nur um 
9.200 Personen zu (die relative Zunahme war mit 
25 %\ allerdings bedeutend) und ging bereits im 
Februar wieder zurück. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß durch die Währungsreform zusätzliche bisher 
nicht beschäftigte Arbeitskräfte dem Arbeitsmarkt 
zuströmten. Daß die Zunahme der Arbeitslosigkeit 
dennoch sehr gering war, ist vor allem auf den 
milden-Winter, der nicht nur eine ausreichende 
Energieversorgung, sondern auch weitgehend die 
Aufrechterhai tumg der Bautätigkeit ermöglichte, 
zurückzuführen. Demgegenüber nahm die Arbeits­
losigkeit im strengen Winter 1946/47 "trotz des da­
maligen Geldüberhangs und des Bestrebens der Be­
triebe, ihren Arbeiterstock auch bei Unterbeschäf-
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tigung zu erhalten, absolut stärker zu und ging erst 
im April wieder zurück. 

Die Entwicklung der Ar-beitslosigkeit im Winter 

J946/4T und X947I48 

Monat 1 9 4 6 / 4 7 i 9 4 f / 4 8 
Vorgemerkte Stellensuchen de 

in 1000 Personen 
X I I 61-2 40-4 

1 68-2 50-1 

I I 73-6 48-4 

I I I 73-3 467 

I V 67-4 45-9 

Auch im kommenden Winter dürfte, der all­
gemeinen Wirtschaftslage entsprechend, nur eine ge­
ringfügige saisonbedingte Zunahme der Arbeits­
losigkeit zu erwarten sein, sofern sich die Strom­
einschränkungen in engen Grenzen halten (Schalt­
stufe I I I ) . Auf Schaltstufe I I oder gar I jedoch 
ist eine weit stärkere Zunahme der Arbeitslosigkeit 
als in den beiden letzten Wintern zu erwarten. Ab­
gesehen von der längeren Unterbrechung der Bau­
arbeiten bei strengem Winter werden vor allem die 
Betriebe nicht mehr wie im Winter 1946/47 bereit 
sein, ihren Arbeiterstock auch bei eingeschränkter 
oder stillgelegter Produktion zu behalten. Die an­
gespannte Finanzlage wird sie vielmehr zu Arbeiter­
entlassungen . zwingen, da der Staat nur 60 bis 
80% des Lohnes in Form der Ausfallvergütungen 
bezahlt. Die Unternehmer werden sich in diesem 
Winter verhältnismäßig leichter zur Entlassung von 
Arbeitern entschließen, da, abgesehen von einigen 
Facharbeiterberufen, kein Mangel an Arbeitskräften 
mehr bestellt. Sie können. sich daher bei Anlaufen 
der Produktion rasch wieder die benötigten Arbeits­
kräfte beschaffen. Es darf auch nicht übersehen 
werden, daß mit der Normalisierung der Ver­
sorgungslage die saisonbedingten Schwankungen der 
Geschäftstätigkeit (starker Umsatzrückgang nach 
dem Höhepunkt im Dezember) wieder stärker her­
vortreten, was sich ebenfalls auf die Arbeitslage, 
insbesondere im Bekleidungsgewerbe, im Handel 
und im Gastgewerbe auswirkt. 

S a i s o n b e d i n g t e A n s p a n n u n g a u f d e m K o n s u m ­
g ü t e r m a r k t 

Für die Versorgung der Bevölkerung mit ge­
werblichen Konsumgütern 1) im kommenden Winter 

Die Lebensmittelversorgung kann- hier-außer-Be*-
tracht bleiben, da sie durch die Marshall-Plan-Lieferungeii 
sowie den befriedigenden Stand der heimischen Abliefe­
rung für die Wintermonate im bisherigen Umfang ge­
sichert erscheint. Vorübergebende Engpässe könnten höch­
stens bei einigen Lebensmitteln (Fett, Fleisch) entstehen 
und müßten gegebenenfalls durch Ausgabe von Ersa tz ­
nahrungsmittel überbrückt werden. 
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ist vor allem die inländische Konsumgüterproduktion 
der letzten Monate maßgebend. Die kommerzielle 
Einfuhr von Konsumfertigwaren fällt kaum ins Ge­
wicht, und auch die 1 Vorräte an brauchbaren „Über­
schußgütern" gehen bereits zur Neige. Sollte die 
Konsumgüterproduktion während der Wintermonate 
durch eine ausreichende Energieversorgung und 
durch das Eintreffen von Rohstoffen im Rahmen 
des Marshall-Planes begünstigt werden, so wird sich 
dies infolge des zeitlichen Abstandes zwischen Pro­
duktion und Verbrauch bei dai meisten Gütern 
erst im Frühjahr auf die Versorgungslage günstig 
auswirken. 

Die Konsumgüterproduktion hat sich seit 
Jahresbeginn laufend erhöht und lag im September 
im Durchschnitt um etwa 30 %{ höher als im Jänner 
d. J. Die Produktionsbelebung war allerdings sehr 
uneinheitlich. Gerade die Erzeugung wichtiger Kon­
sumgüter, wie vor allem die von Textilien und 
Schuhen, blieb im Laufe des Jahres weitgehend un­
verändert. In den kommenden Monaten werden daher 
wohl verschiedene Konsumgüter etwas reichlicher 
angeboten werden, gerade die wichtigsten Erzeug­
nisse (Textilien, Schuhe) werden aber noch 
ziemlich knapp sein. (Die im Rahmen des ERP-
Programrnes vorgesehenen namhaften Rohstoff ein­
fuhren werden sich erst im späteren Frühjahr 
auswirken und eine fühlbare Entspannung auf dem 
Textil- und Schuhmarkte bringen.) 

Der Angebotsentwicklung auf dem Konsum­
gütermarkt steht seit Mitte des Jahres eine zunächst 
langsam, seit Beginn des Herbstes aber stärker 
steigende Nachfrage gegenüber, die sich in zuneh­
menden Umsatzziffern niederschlägt, und bei eini­
gen Waren das Angebot zu überschreiten droht. 
Die Folge davon sind Verknappungserscheinungen 
auf einigen Märkten, die sich bis Weihnachten ver­
mutlich noch verstärken werden. Die Bedeutung 
dieser Nachfragebelebung darf indessen nicht über­
schätzt werden. Wohl haben in den vergangenen 
Wochen die „schwarzen" und freien Preise etwas 
angezogen. (Die spekulativ vorgeprellten Preisspitzen 
sind allerdings bereits wieder abgebröckelt, so zum 
Beispiel ist der vorübergehend mit 58 S gewertete 
„schwarze" Dollarkurs bereits wieder auf 49 S z U ' 
rückgegangen.) Dagegen ist auf den preisgebundenen 

_^lärkten_ bisher keine allgemeine Erhöhung zu be- & 
obachten. Es sprechen auch viele Gründe dafür, daß 
die relativ stärkere Belebung der Nachfrage in den 
letzten Wochen nur eine vorübergehende Erschei­
nung ist . Vielfach dürften Weihnachtskäufe in­
folge der Währungsgerüchte und anderer beunruhi­
gender Ausstreuungen vorverlegt worden sein. Da 



nach verschiedenen Beobachtungen die gegenwärtige 
und voraussichtlich noch bis Weihnachten anhal­
tende Nachfragebelebung offenbar über die kürzliche 
Erhöhung der Einkommen hinausgeht und teilweise 
aus Barreserven bzw. aus Sparguthaben finanziert 
wird, ist damit zu rechnen, daß die über das saiso­
nale Ausmaß hinausgehende Umsatztätigkeit in ab­
sehbarer Zeit wieder abflauen wird. v(Diese Erwar­
tung kann allerdings nur unter der Bedingung ge­
hegt werden, daß von der Lohn- und Gehaltseite 
her kein neuer Auftrieb durch umfangreiche Lohn­
nachziehungen und Gehaltserhöhungen erfolgt.) 

Z u s a m m e n f a s s u n g u n d A u s b l i c k 

Unter der Voraussetzung, daß nicht allzu rigo­
rose Einschränkungen in der Energieversorgung not­
wendig werden — längere Zeit hindurch Schalt­
stufe I — und sich Produzenten, Händler und Kon­
sumenten verantwortungsbewußt der erforderlichen 
wirtschaftlichen Disziplin unterwerfen, besteht be­
gründete Aussicht, daß die kommenden Wintermonate 
ohne wesentliche Störungen überbrückt werden kön­
nen. Bei Schaltstufe I I I , die bei einigermaßen nor­
malem Wetter gehalten werden kann, wird die gewerb­
liche Produktion auf verhältnismäßig hohen Touren 
weiterlaufen können und damit die materiellen Vor­
aussetzungen für den weiteren Fortschritt der Wirt­
schaft im Jahre 1949 sichern. Auf der Preisseife 
ist mit einem Abflauen der gegenwärtig leichten 
Auf trieb stendenzen zu rechnen, da die durch haltlose 
Gerüchte verstärkt und frühzeitig veranlaßten Weih­
nachtseinkäufe die Ersparnisse und die laufenden 
Einkommen der breiten Käuferschichten weit-
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gehend erschöpft haben dürften. Wohl ist in den 
Monaten Jänner und Februar mit einer gegenüber 
den ersten Nachkriegs jähren verhältnismäßig größe­
ren Arbeitslosigkeit zu rechnen, die aber nur 
saisonbedingten Charakter haben wird. In den Win­
termonaten wird sich allerdings — unbeschadet 
eines größeren Angebotes einzelner Konsumgüter 
—- ein fühlbarer Mangel an Textilien und 
Schuhen bemerkbar machen, da die im Rah­
men der ERP-Programms erwartende Rohstoff­
einfuhren für diese wichtigen Konsumgüter in 
ausreichenden Mengen und Qualitäten voraussicht­
lich erst in den Monaten April und Mai zu Fertig­
waren verarbeitet auf den Markt gelangen werden. 

Während also kurzfristig eine relativ günstige 
Entwicklung vorausgesagt werden kann, müssen auf 
längere Sicht vor allem die von der Währungs­
seite ausgehenden Gefahrenmomente vor Augen ge­
halten werden. Die ständige Ausweitung des Geld-
und Kreditvolumens, die Unausgeglichenheit des 
Staatshaushaltes und das Mißverhältnis zwischen 
Investitions- und Konsumgüterproduktion werden 
zwar kurzfristig die Wirtschaftslage kaum entschei­
dend beeinflussen. Auf längere Sicht sind sie jedoch 
eine ernste Gefahr für die wirtschaftliche Stabilität 
und damit auch für den wirtschaftlichen Fortschritt. 
Jedenfalls ist es dringend geboten, bereits in den 
kommenden Wintermonaten durch geeignete Maß­
nahmen, wie vor allem durch eine vorsichtige Kredit-
-politik, durch eine wohlbedachte Verwendung des 
Hilfsfonds und durch eine tunlichst sparsame Ge­
barung der öffentlichen Körperschaften rechtzeitig 
ungünstigen Entwicklungen vorzubeugen. 

W ä h r u n g , G e l d - u n d K a p i t a l m a r k t 
Dazu statistische Übersichten S- 429—430. 

. Die Zunahme des Notenumlaufes hielt sich im 
Oktober mit rund 167 Mill. S im Rahmen der Um­
laufs aus W e i t u n g der letzten Monate. Der.durch das 
Preis-Lohn-Abkommen ausgelöste verstärkte Bar­
geldbedarf konnte demnach bisher aus' dem beste­
henden Geldvolumen befriedigt werden. Das Stei­
gen des Notenumlaufes ist hauptsächlich auf die 
Beanspruchung des Notenbankkredites durch die 
Kreditinstitute zurückzuführen, die 159 Miil'l. S 

\ Bundesschatzscheine u n d I 4 S Handelswechsel 
z um Rediskont vorlegten. Außerdem wurden rund 
7o Mill. S von den freien Girokonten der Kredit­
institute bei der Nationalbank abgehoben. 

Die zeitlich gesperrten Konten öffentlicher 

Stellen nahmen per Saldo um rund 57 Miill. S zu, 
da die Erlöse aus Hilfslieferungen diesmal größer 
waren als die Abhebung frei gegebener Beträge. 
Die im November erfolgte Freigabe von 330 Mill. S 
aus dem Hilfsfonds zur Deckung der Ausgaben des 
außerordentlichen Haushaltes läßt im November 
wieder einen Rückgang der Sperrkonten erwarten. 

Die neuerliche Rediskontierung von 159 Mill. S 
Bundes schätz scheinen — die Nationalbank hat da-
.initJji^hexJrj^esam 600 Mill. S Schatzscheine 
übernommen — bestätigt die bereits im letzten Be­
richt (siehe S. 361 ff.) erwähnte angespannte Lage 
auf dem Geldmarkt, die durch die abnehmende Li­
quidität der Kreditinstitute ausgelöst wurde. Die 
bisher rediskontierten Schatzwechsel wurden den 
Kreditinstituten vom Finanzministerium auf Grund 
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des § 27 des WährungsSchutzgesetzes zur Stützung 
ihrer Liquidität unentgeltlich zur Verfügung ge­
stellt. Da im Gesetz die Ausgabe dieser Schatz­
scheine auf 25%' der damaligen gesperrten Natio­
nalbank-Girokonten beschränkt wurde, was ' etwa 
einem Gesamtbetrag von 800 Mill. S entspricht, 
können höchstens noch 200 Mill. S Schatzscheine 
zum Rediskont eingereicht werden. Die Kreditinsti­
tute besitzen jedoch außerdem Schatzscheine, die zur 
Deckung der Besatzungskosten, des Budgetdefizits 
und zur Kassen S t ä r k u n g begeben wurden und eben­
falls rediskontfähig sind. Im Bundes V o r a n s c h l a g 
1949 wird für das kommende Jahr mit einer kurz­
fristigen Staatsschuld von durchschnittlichst Mrd. S 
gerechnet. Zieht man davon 800 Mill. S Schatz­
scheine nach § 27 Währungsschutzgesetz ab, ver­
bleiben i '4 Mrd. S gegen Entgelt begebene Schatz­
scheine, die im kommenden Jahr zusätzlich zum 
Rediskont eingereicht werden können. Die Kredit­
institute werden daher noch eine beträchtliche Kre­
ditausweitung mit Hilfe des Rediskonts von niedrig 
verzinslichen Schatzscheinen finanzieren können, ehe 
sie auf den Rediskont von Handelsweehseln zurück­
greifen müssen, die einen höheren Ertrag abwerfen. 

Die Gesamteinlagen bei den Kreditinstituten 
nahmen im 'September um 59 Mill. S zu, wobei d e r 
Erhöhung der Scheckeinlagen um rund 73 Mill. S 
eine Abnahme der Sparkonten um 15 Mill. S gegen­
übersteht. Da außerdem am 10. September d i e zweite 
Hälfte der gesperrten Konten privater Einleger 
freigegeben wurde, haben sich die frei verfügbaren 
Einlagen um rund 600 Mill. S erhöht. Die Zunahme 
wäre etwas großer gewesen, Wenn nicht ein Teil 
der freigegebenen Konten bereits durch Vorschüsse 
belastet gewesen wäre, die mit den freigegebenen 
Konten kompensiert wurden. 

Auf dem Aktienmarkt herrschte im • Oktober 
— zum Teil wegen der Gerüchte über Währungs­
maßnahmen — eine steigende Tendenz, die erst am 
Monatsende zum Stillstand kam. In der ersten No­
vember-Hälfte blieben die Kurse, von geringen 
Schwankungen abgesehen, stabil. Der Index von 
23 Industrieaktien stieg von Mitte Oktober bis 
Mitte November um 1 3 % (von 315-9 auf 358*0; 
März 1938 ~ 100). 

Die Wiedereinführung des offiziellen Börsen-
verkehrs an. Stelle der bisherigen „vertraulichen 
Aussprachen" wird sich zunächst auf dem Kapital­
markt kaum entscheidend auswirken. Sie schafft je­
doch die juristischen und organisatorischen Voraus­
setzungen für eine spätere Ausweitung und Be­
lebung des Kapitalmarktes, die auf längere Sicht 

mit der fortschreitenden Konsolidierung der Wirt­
schaft erwartet werden darf. 

P r e i s e , L e b e n s h a l t u n g s k o s t e n , L ö h n e , 
Dazu statistische Übersichten S. 431—433 

Die Nettotariflöhne erhöhten sich im November 
infolge der Ermäßigung des Sozial Versicherungs­
beitrages um o*5%! (von 374*o auf 3757, April 
1945 = 100). Die vereinbarte Lohnerhöhung fü r 

Lebensmittelarbeiter konnte mangels Erledigung 
durch die Zentrallohnkommission noch nicht berück­
sichtigt werden. Sie wird sich voraussichtlich noch 
im November in einer weiteren Erhöhung des Lohn­
index auswirken. 

Die im Vormonat erstmalig geringfügig 
zurückgegangenen Arbeitemetioverdienste sind im 
September wieder etwas gestiegen; der Verdienst­
index erhöhte sich um 2-5 %l (von 273-2 auf 280-0, 
August 1 9 3 8 = 100). 

Die freien und Schwarzen Märkte standen im 
Oktober infolge der Gerüchte über bevorstehende 
Währungsmaßnahmen im Zeichen fühlbarer Preis­
steigerungen insbesondere bei jenen Waren, deren 
Preise von der Bewegung der „schwarzen" Devisen­
kurse abhängen. Der „schwarze" Dollarkurs, der in 
der zweiten Hälfte Oktober vorübergehend 58 S 
erreicht hatte, sank im Berichtsmonat wieder auf 
48 bis 49 S. Ende Oktober waren die „schwarzen" 
Devisenkurse durchschnittlich um 7 7 % : höher als 
zu Monatsbeginn (700 gegenüber 650 Ende Septem­
ber; März 1 9 3 8 = 1 0 0 ) . 

Die freien Versteigerungspreise im Wiener 
Dorotheum entwickelten sich uneinheitlich. Die 
Preise für Gold, Diamanten, Perserteppiche und 
Pelze stiegen — teils aus spekulativen Gründen, 
teils saisonbedingt — weiter, während die Brief­
markenpreise scharf (um 25%) zurückgingen. Der 
Silberpreis blieb bis 12. November unverändert, zog 
jedoch seither ebenfalls an. 

Bemerkenswert ist, daß von Mitte Oktober bis 
Mitte November auch die „schwarzen" Preise für 
Lebensmittel erstmalig seit dem Währungs Schutz­
gesetz um rund 10 %' gestiegen sind (von 10-5 auf 
11-5, März 1938 =s 1) . Die Überhöhung der 
„schwarzen" Preise gegenüber den offiziellen Prei­
sen, die vom 4-8fachen im September auf das 3*5-
fache im Oktober gesunken war, vergrößerte sich 
im November auf das 3*7fache. 

Die offiziellen Preise sind im Oktober und in 
der ersten Novemberhälfte, abgesehen von der im 
zweiten Preis^Lohn-Abkommen vorgesehenen E r j 

höhung der Verbraucherpreise für Fleisch, Feitt, 
Milch und Milchprodukte, im allgemeinen unver-
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ändert geblieben. Es hat also den Anschein, daß die 
im neuen Abkommen vereinbarten Lohnerhöhungen 
weitgehend aus den Gewinnen getragen werden 
konnten. Möglicherweise jedoch werden die durch 
Währung5gerüchte vereinzelt ausgelösten "Waren­
hortungstendenzen sowie die verstärkte Konsumen­
tennachfrage zu Weihnachten vorübergehend zu ge­
wissen Preiserhöhungen führen. 

Der Index der Lebenshaltungskosten nach 
einem friedensmäßigen Verbrauchsschema stieg in 
der Berichtsperiode von 422-6 1) auf 430-4 (April 
1945 = 100) oder um r-8%. Die Erhöhung ist vor 
allem auf den neu festgesetzten Schweinefleisch­
preis 2) sowie auf die saisonbedingt erhöhten Obst-
und Gemüsepreise zurückzuführen. Auch die von 
der Bewegung der „schwarzen" Devisenkurse ab­
hängigen Preise für Tee und Kakao sind gestiegen. 

Der Abstand zwischen dem Index.der Lebens­
haltungskosten (nach einem friedensmäßigen Ver­
brauchs Schema) und dem Index der Netto-Tarif-
lohne hat sich im November auf I4'6% vergrößert. 
(Vor dem Preis-Lohn-Abkommen betrug die Diffe­
renz 15-8%.) 

E r n ä h r u n g 
Dazu statistische Übersichten S. 414—435 

Der m i t Beginn der Getreideablieferungen und 
dem saisonbedingten erhöhten Frischfleischanfall im 
Herbst erreichte Stand der 'Eigenversorgung konnte 
auch .in der 47. Zuteilungsperiode gehalten werden. 
Laut Ernährungsplan sollten 41 % des Bedarfes von 
rund 355 Mrd. Kalorien aus der Produktion der 
heimischen Landwirtschaft und der Nahrungsmittel­
industrie beigestellt werden. Die tatsächliche Eigen­
versorgung dürfte etwas niedriger gewesen sein, da 
das im Versorgungsplan vorgesehene Kontingent 
von 6.814 i Frischfleisch nicht voll oder zumindest 
nicht rechtzeitig aufgebracht wurde und die Fleisch­
ration insbesondere in Wien durch ausländische 
Fischzuteilungen gedeckt werden mußte. 

Die Ablieferungen waren im Oktober durch die 
von der Witterung begünstigten Herbstarbeiten in 
der Landwirtschaft aufgehalten und daher geringer, 
als erwartet wurde. Sie sind jedoch bei Brotgetreide 
noch immer bedeutend besser als i m Vorjahr. Bis 

*) Der Index wurde durch Einbeziehung einer unbe­
rücksichtigt gebliebenen Kokspreiserhöhung (Bedarfsgruppe 
Beheizung und Beleuchtung) in die Berechnung r ü c k w i r ­
kend ab Mai 1948 korrigiert . D a bisher Koks für Haus ­
brandzwecke nicht in nennenswertem Ausmaß zugeteilt 
"wurde, ist die Änderung für die Entwicklung der tatsäch-

•Hchen Lebenshaltungskosten ohne Belang. 
s ) Siehe Nr. 10 der Monatsberichte des österreichi­

schen Institutes für Wintschaftsfor-scbung, X X I . Jahrgang 
(Oktober 1948), S. 369, Anm. x ) und S. 391, Anm. <). 

Ende Oktober wurden einschließlich der Ablieferun­
gen auf das Überkontingent rund 102.000 r aufge­
bracht gegenüber rund 82.000 t zum gleichen Zeit­
punkt des Vorjahres. Das Kontingent wurde bisher 
zu rund 4 3 % , im Vorjahr dagegen nur zu 34% er­
füllt. Diese relativ günstigen Ergebnisse sind vor 
allem auf eine bessere Ablieferung in den Haupt­
produktionsgebieten Burgenland und Niederöster­
reich zurückzuführen. Die Wiener Randgebiete 
haben selbst ohne Einbeziehung der Überkontingent-
'lüeferungen ihre Vorschreibungen zum Teil sogar 
überschritten. Aber auch die Steiermark weist be­
deutend bessere Erfolge als im Vorjahr aus. Die 
Überkontingentlieferungen wurden bisher durch 
Ungewißheit über die Ablieferungsbedingungen ver­
zögert. Da ab 7. November der Staat sämtliche 
bisher und künftig erfaßten Brotgetreide-Überkon­
tingente aufkauft, wird eine verstärkte Ablieferung 
von Überkontingenten erwartet. 

Die Gersteablief erungen sind insgesamt um 
nahezu 4.000 t größer als im Vorjahr. Auf das Kon­
tingent -wurden bis Ende Oktober 1.600 t weniger 
aufgebracht, während andererseits bereits 5.400 t als 
Überkontingente abgeliefert wurden. Es zeigt sich 
offenbar, daß bei der Kontingentumlegung die star­
ken regionalen Unterschiede der Ernten des letzten 
Jahres nicht entsprechend berücksichtigt wurden, 
und ein Teil der Produzenten die vorgeschriebenen 
Kontingente nicht erfüllen kann, während andere 
•über größere Überkontingente verfügen. 

Unbefriedigend s ind die Ablieferungen von 
Hafer. Die gute Haferernte dieses Jahres sowie die 
Herabsetzung des Kontingents von rund 35.000 t 
im vorigen Jahr auf 20.000 t im heurigen Wirt­
schaftsjahr ließ eine rasche und leichte Erfüllung 
des Kontingents erwarten. Tatsächllich aber wurden 
bis Ende Oktober nur knapp 4.000 t gegenüber 
6.300 t im Vorjahr abgeliefert. Die geringe Ab­
lieferung wird auf die Freigabe des Hafers zurück­
geführt. Bei Hafer wurde bekanntlich kein Über­
kontingent festgesetzt, sondern jeder Produzent darf 
Hafer frei verkaufen, sofern er sein Ablieferungs­
kontingent erfüllt. Diese Regelung hat dazu geführt, 
daß bereits große Mengen im freien Handel abge­
setzt werden, ohne daß die Kontingente erfüllt 
wurden. 

-I-nfolge-des- versp äteten Beginns der Maistrock­
nung sind die Mimablieferungen gegenüber dem 
Vorjahr im Rückstand. Während im Vorjahr bis 
Ende Oktober rund 6.0001 abgeliefert wurden, 
waren es in diesem Jahr nur rund 3.000 t. Nach 
dem Anlaufen der Maisablieferungen dürfte bereits 
in der laufenden Versorgungsperiode Maisgrieß zur 
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Deckung eines Teils des Nährmittelbedarfes bereit­
gestellt werden können. 

Da sich die Nachfrage der Konsumenten nach 
Lagerkartoffeln verstärkt hat, konnte die Kartoffel-
ablieferung im Oktober etwas erhöht werden. Gegen­
über nicht ganz So.ooo t Speisekartoffeln im Sep­
tember wurden im Oktober rund no.ooo £ abge­
liefert. Einschließlich der 20.0001 Industriekar­
toffeln wurden aus der heurigen Ernte bisher ins­
gesamt 277.000 t zur Verfügung gestellt, d. i. mehr 
als.die Hälfte des Kontingents, während im Vorjahr 
zum gleichen Zeitpunkt nur 46 % des allerdings um 
80.000 t höheren Kontingents erfaßt waren. 

Die Aufbringung von Milch und Milchpro­
dukten ist weiter gestiegen und war mit rund 
49.0001 Milch im September die höchste seit 
Kriegsende. Die günstige Futterlage sowie der 
kostendeckende Milchpreis hat die tägliche Milch­
ablieferung pro Kuh im September um nahezu 40% 
oder um 0-45 kg über die im gleichen Monat des 
Vorjahres und um 7% über jene im Vormonat er­
höht. Die gesteigerte Milchversorgung hat die Bun­
deshandelskammer veranlaßt, die Aufhebung der 
Bewirtschaftung von Magermilch zu beantragen. 
Der Antrag wurde jedoch vom Ernährungsmini­
sterium abgelehnt. 

Die Viehsblizierungen nach Wien haben sich 
in letzter Zeit etwas gebessert, vor allem wurden 
auch Schweine aufgebracht. Die Fleischrationen 
können jedoch noch immer nicht voll in Frisch­
fleisch erfüllt werden. 

L a n d - u n d F o r s t w i r t s c h a f t 
Dazu statistische Übersichten S. 435 

Die Bedingungen für den Herbstanbau und 
das Wachstum der Saaten waren heuer ungewöhn­
lich günstig. Die Saaten haben sich daher gut ent­
wickelt. Die Ortskontrollausschüsse verpflichteten 
vielfach die einzelnen Produzenten, jene Flächen 
mit Brotgetreide zu bebauen, die gemäß den Richt­
linien des Bundesministeriums für Land- und Forst­
wirtschaft den vorkriegsmäßigen Anbauverhält­
nissen entsprechen. Dadurch wird nicht nur die 
Einhaltung der Anbaurichtlinien, sondern auch eine 
zutreffendere Anbaustatistik gewährleistet-

Dank guter' Witterungsbedingungen ist die 
Einbringung der Rübenernte so gut wie beendet. 
Auch die sonstigen Herbstarbeiten auf—dem—iFeld-
(Düngerausfuhr und Herbstackerung) konnten zum 
überwiegenden Teil abgeschlossen werden. 

Die Entwicklung des Holzeinschlages 
Die Holzproduktion hat sich nach Kriegsende 

relativ rasch erholt. Trotz vieler Schwierigkeiten in­

folge Uberschlägeruugen in bringungsnahen Lagen, 
trotz Mangel an Arbeitskräften, geringer Arbeits­
produktivität (unzureichender Ernährung der Holz­
arbeiter), Fehlen von Transportmitteln und mangel­
hafter Betriebsausrüstung wurden im Jahre 1946/47 
5-3 Mill. fm und im Jahre 1947/48 einschließlich 

Entwicklung des Holzeinschlages1) 

Nuttbol. Brennholz « g G e r W d e 
in Festmeter ohne Rinde g 

1935*) 8) 4.963.681 3,840.679 8,804.360 184.717 

19462) 3.945-7I5 1,950.410 5,896.125 160.242 

1947 4,109.250*) 1,968.254 6,077.504 I76.855 

. 1948,1. Quart.6) 1,121.710 241.6316) 1,363.341 4 2-°33 

*) Ohne Eigenbedarf der Waldbesitzer. — s ) In Fest­
meter mit Rinde. — 3 ) „Holznutzungen' ' laut Forststatist ik 
10,35, —, *) Einschließlich Pa-Ko-Nutzholz (500.000 fm 

Schleif- und Zelluloseholz). — B ) Ohne Wien und ohne 
Waldbesitz unter 50 ha. — B ) Einschließlich Nutzholz­
umlage ß (Brennstoffreserve für äußersten Notfall). 

der Pa-Ko-Aktion 6*1 Mill. fm Nutz- und Brenn­
holz für den Markt geschlägert, das sind 67% 
bzw. 77% der Vorkriegsmarktleistung 1) von rund 
7-9 Mill. fm. Von der Gesamtproduktion mußte 
infolge des akuten Kohlenmangels ein relativ großer 
Teil, darunter vielfach auch wertvolles Nutzholz, 
für Heizzwecke verwendet werden. Trotzdem war 
der Nutzholzanfall mit 3*6 Mill. fm bzw. 4*1 Mill. 
fm relativ größer als vor dem Krieg. 

Die relativ günstige Holzproduktion sowie die 
durch das Währungsschutzgesetz ausgelöste Konso­
lidierung der Wirtschaft (Erhöhung des Angebots 
nach Aufgabe der spekulativen Zurückhaltung der 
Waldbesitzer bei gleichzeitiger Verminderung der 
Nachfrage), gestattete für das Forstwirtschafts­
jahr 1948/49 (1. April 194S bis 31. März 1949) 
bereits eine weitgehende Lockerung der Bewirt­
schaftung. Laubnutzholz (ausgenommen Rotbuchen-
holz) und über das Kontingent hinausgehende Roh-
halzschlägerungen wurden freigegeben. Außer­
dem wurde die Holzumlage mit 5-3 Mill. fm um 
1 7 Mill. fm (24%) niedriger festgesetzt als die 
allerdings nur zu 87% erfüllte Holzumlage für das 
Jahr 1947/48. Davon entfallen 4-3 Mill. fm auf 
Nutzholz und 1 Mill. fm auf Brennholz. Von der 
Nutzholzumlage sind o*8 Mill. fm als Brennstoff­
reserve für äußerste Notfälle vorgesehen (Nutz­
holzumlage B). Trotz der niedrigen Vorschreibung 

"^wrrdi~dre--*Einschlagsmenge bereits durch die Er­
füllung der Umlage, zusammen mit dem au;f 
2 7 Mill. fm geschätzten Eigenbedarf der Produ­
zenten, den derzeitigen jährlichen Holzzuwadis 

l ) „Holznutzungen'* der Forststatistik 1935. S a m t i g 

Angaben beziehen sich auf Holz ohne Rinde.. 
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zumindest erreichen, wenn nicht überschreiten 1). 
Mehrschlägerungen über die Umlage hinaus wür­
den also bereits auf Kosten der Substanz des 
Waldes gehen. 

Die Bewirtschaftung wurde weiters insofern 
gelockert, als grundsätzlich nur noch Globalkontin­
gente vorgeschrieben wurden und es dem einzelnen 
Waldbesitzer überlassen bleibt, welche Sortimente 
bzw. Holzklassen er abliefert. Dadurch kann der 
Einschlag weitgehend nach den regionalen und von 
Betrieb zu Betrieb verschiedenen forstwirtschaft­
lichen Gegebenheiten angepaßt werden. Bei be­
stimmten Holz S o r t i m e n t e n (Schwellen, Telegraphen­
stangen, Masten, Grubenholz, Rotbuchen-, Schleif­
und Zelluloseholz, Generatorholz sowie Brenn­
holz) wurden allerdings aus gesamtwirtschaftlichen 
Erwägungen noch die abzuliefernden Mengen i m 
einzelnen vorgeschrieben. Der Schnittholzanfall ist 
dagegen bereits zu 60 bis 70% dem bezugschein­
freien, allerdings preisgebundenen Marktverkehr 
überlassen. Nur die Exportquote sowie der Bedarf 
der Bundesbahnen und der Alliierten ist noch be­
wirtschaftet. 

Eine weitere Lockerung der Holzbewirtschaf­
tung ist vorgesehen. Sie dürfte sich besonders 
für den Kleinwaldbesitz vorteilhaft auswirken, der 
in der Regel den Markt nur' fallweise beliefert, 
wenn er bei Besitzübertragungen, Investitionen und 
'Schuldenabstattungen größere Barmittel benötigt 
(Kapitalreserve) 2). 

Über den tatsächlichen Einschlag im laufenden 
Forstwirtschaftsjähr liegen bereits für das I . Quar­
tal Ergebnisse vor: Insgesamt wurden ohne das nicht 
mehr bewirtschaftete Laubnutzholz 1-36 Mill. fm3 

das ist ewa die gleiche Menge wie im I. Quartal 
1947/48 eingeschlagen3). Von der Gesamtmenge ent­
fielen dieses Jahr ein größerer Teil auf Nutzholz 
(1-12 Mill. fm gegenüber 0*94 Mill. fm im Vor-

x ) In der Forststat ist ik des Jahres 1935 wurde der 
jährliche Holzzuwachs auf 8'3 Mill. fm (ohne Rinde) ge­
schätzt. Heute beträgt er nach amtlichen Schätzungen 
infolge langjähriger Überschlägerungen, die bereits vor 
dem Krieg einsetzten, aber erst während des Krieges ein 
größeres Ausmaß erreichten, nur noch etwa 7 Mill. fm. 

3 ) Dies ist auch die Ursache, daß die Marktleistung 
in erster Linie vom Groß waldbesitz bestritten wird, ob­
wohl der Kleinwaldbesitz unter 100/10 einen relativ hohen 
Anteil an der Gesamtwaldfläche hat (1-38 Mill. ha von 
,3-i4 Mill. ha laut Forststatist ik 1935). 

3 ) Der tatsächliche Einschlag dürfte jedoch etwas 
höher gewesen sein, da Wien und der Waldbesitz unter 
So ha statistisch nicht erfaßt wurde. Erfahrungsgemäß mel­
d e t außerdem ein Teil der Produzenten nicht den vollen 
^Einschlag, um Holz auch im Tauschwege (ohne Einkaufs-
schein) verwerten zu können. 

jähr), während die Brennholzproduktion einschließ­
lich der Nutzholzumlage B mit 0*24 Mill. fm kleiner 
war als im Vorjahr (0*38 Mill. fm). 

Einschlag im Verhältnis zur Jahresumlage nach Nutzholz-
arten und Bundesländern im I. Quartal des Forstwirt-

schaftsjahres 194s1) 

I. Quartal loqS (i. I V . — 3 0 . VI.) 
Tele-
gra- Rot- - j . 

c t . . 1 phen- Gru- bu- Gene- . " Nutz-
Butidesland öcjrwei- s r a n . b e n . c h e n . r a t o r . nges faolz 

l e n gen «. holz schleif- holz ^"P' insges. i . Ä t ~ noiz -mä­
sten 

holz 

Einschlag in % der Jahres um läge 

Niederös te r re ich 11*6 12-6 17-2 2i'6 io-l 40-6 34*1 ' 
Oberösterreäch . io'7 27-4 2r8 45*0 2 7 43*9 38-3 

S a l z b u r g . . . . 13-1 107 17-5 9-3 — 21-3 19-9 
Ste ie rmark . . . i7'4 17-0 31-9 1157 7 7 42-4 39-0 
K ä r n t e n . . . , n - 4 12-2 33-0 28-9 6-5 25-2 24-3 
Tirol 15-1 18-4 15-2 . 7-3 27-9 267 
V o r a r l b e r g . . - 2'9 7*0 2'3 — 10*2 20-3 l8'6 
Burgen land . . 22-2 — 86'6 — — 37-2 36-8 
Österreich 

in sgesamt 13-1 16-2 26-3 32-4 5-8 35'6 3 2 '5 

Auf Grund der Angaben des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft. Ohne Wien und ohne Wald­
besitz unter 50/10. 

Dank der gesamtwirtschaftlich erfreulichen 
Verschiebung des Holzeinschlages zugunsten von 
Nutzholz wurde die Nutzholzumlage bereits im 
L. Quartal zu 32-5 % erfüllt. Innerhalb .des Nutz­
holzeinschlages blieb allerdings die Produktion von 
Schwellen, bzw. Telegraphenstangen und Masten 
mit 13*1%, bzw. 16*2% der Gesamtumiage sowie 
die von Generatorholz (S'8%) hinter dem aliquoten 
Teil der Jahresumlage zurück. Während die Min­
derproduktion an Generatorholz infolge der ge­
besserten Treibstofflage keine entscheidende Rolle 
spielt, fällt der Mangel der von Bahn und 'Post 
dringend benötigten Masten, Stangen und Schwellen 
sehr ins Gewicht. Relativ günstig war dagegen der 
Anfall an Schleif- und Zelluloseholz (32-4%) und 
an übrigem Nutzholz (35*6%), wodurch, ausrei-1 

chende Transportmittel vorausgesetzt, eine befrie­
digende Rohholzbelieferung der holzverarbeitenden 
Industrie gewährleistet is t 4 ) . 

Z u r P r o b l e m a t i k der Agra r s t a t i s t i k 

Das Institut hat in seinem letzten Monatsbe­
richt^ (Heft 1 o, Oktober 1948) unter dem Titel 
„Unrichtige Agrarstatistik erschwert Lenkung der 
Ernähr ungs wir tschaft" auf den problematischen 
Erkenntniswert der gegenwärtigen Agrarstatistik in 

4 ) Die Transport lage war bisher zufriedenstellend, so 
daß die Rohholzvorräte in den Waldlagern trotz höhe-

/ r e r Sqhlägerungen um rund 20% zurückgegangen sind. 
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Österreich (und in der übrigen Welt) hingewiesen 
und an Hand offizieller Angaben über Anbauflächen, 
Hektarerträge, Eigenbedarf der Landwirtschaft 
(einschließlich Saatgut, Schwund usw.) sowie über 
die abgelieferte Erntemenge ausgeführt, daß die 
Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1947/4S um 
142.000 t Brotgetreide mehr abgeliefert habe als auf 
Grund ihrer eigenen statistischen Angaben praktisch 
möglich gewesen wäre. 

Eine Entgegnung 1) hat nun die Untersuchungs­
ergebnisse des Instituts zwar grundsätzlich als zu­
treffend bestätigt, jedoch an Hand von Einzelbe­
rechnungen nachzuweisen versucht, daß das stati­
stisch nicht erklärbare Manko zwischen Ernteüber­
schuß und tatsächlicher Ablieferungsmenge nicht, 
wie das Institut berechnete, 142.000 t, sondern nur 
57.000 i betrage. Der Hauptirrtum, der dem Institut 
unterlaufen sei, läge angeblich darin, daß es die 
Zahl der Selbstversorger in Brotgetreide mit 
1,700.000 angegeben habe, während sie nur mit 
1,305.000 anzusetzen sei. Das Institut habe daher 
den Eigenverbrauch der Landwirtschaft (mit 
360,000 t) überschätzt. Unter Zugrundelegung einer 
Zahl von 1,305.000 Selbstversorgern in Brotgetreide 
und der offiziellen Selbstverbraucherquoten sei der 
Eigenverbrauch der Landwirtschaft nur auf 
290.000 t zu veranschlagen. 

Ein zweiter, allerdings weniger ins Gewicht 
fallender Fehler in den. Berechnungen des Institutes 
bestehe darin, daß das Institut mit einer abgeliefer­
ten Brotgetreidemenge von 168.000 t operiere, wäh­
rend tatsächlich nur rund 158.0001 abgeliefert 
worden seien. 

Im wesentlichen handelt es sich also darum, ob 
der vom Institut mit 360.000 t angenommene Selbst­
verbrauch der Landwirtschaft zutreffend ist. Diese 
für die Berechnung entscheidende Annahme stützt 
sich auf wiederholte Angaben des Bundesministe­
riums für Land- und Forstwirtschaft, das in den 
Jahren 1946 und 1947 den Gesamtbedarf der Land­
wirtschaft mit 360.0001 bzw. 354.125 z! schätzte. 
Die Ziffer von 360.000 t, in der zweifellos die Ver­
wertungen auf dem Schwarzen Markt nicht berück­
sichtigt erscheinen, stellt daher sicher eine untere 
Grenze des Eigenverbrauches der Landwirtschaft 
dar. Für die vorliegende Argumentation ist es nur 
von sekundärer Bedeutung, aus welchen. Koinponen^ 
ten (Eigenbedarf für die Ernährung, Saatgut, 
Schwund usw.) sich diese Gesamtmenge zusammen­
setzt. Das Institut mag in seinen Berechnungen die 
Zahl der Selbstversorger für Brotgetreide (1,700.000) 

überschätzt haben; aber auch diese Fellischätzung 
erfolgte auf Grund von Angaben offizieller Stellen, 
und zwar, unter Zugrundelegung des von der Land­
wirtschaft selbst angegebenen Eigenbedarfes von 
360.000 t und der in der Selbstversorgerverordnung 
vom 31. August 1946 zugelassenen Mahlquote von 
11 kg pro Kartenperiode, bzw. von 143 kg jährlich 
pro Person. Wenn es sich nunmehr herausstellt, daß 
die Zahl der Selbstversorger nur 1,305.000 be­
trägt 2 ) , dann bleibt nur die Erklärung, daß die 
landwirtschaftliche Bevölkerung bedeutend mehr 
verbraucht hat, als ihr auf Grund der festgelegten 
Selbstversorgerquote zugestanden wäre. Diese In­
terpretation besitzt einen hohen Grad von Wahr­
scheinlichkeit. Nicht nur weil der Lebensstandard 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung gegenüber der 
Vorkriegszeit zumindest nicht gesunken ist 3 ) , son­
dern weil die Landwirtschaft auch den Saison­
arbeitern vertragsmäßig durchwegs höhere Natural-
vergütungen in Getreide gewähren mußte, als diesen 
als Selbstversorgern zugestanden wäre. Dazu fällt 
ins Gewicht, daß für den pro Person mit 143 kg 
Brotgetreide vorgesehenen jährlichen Eigenbedarf 
der Landwirtschaft die Lohnvermahlung in der 
Regel nicht zu den festgesetzten Prozentsätzen (vor 
kurzem noch zu 9 5 % , jetzt bei Weizen zu 90%, bei 
Roggen zu 9 2 % ) , sondern teilweise zu einem be­
deutend niedrigeren Satze erfolgte und daher auch 
die wirklich vermahlene Getreidemenge relativ 
größer gewesen sein dürfte, als die theoretisch be­
rechnete. 

Was die Ziffer für die im Wirtschaftsjahr 
1947/48 abgelieferte Brotgetreidemenge von 168.000 t 
betrifft, so stammt diese Angabe vom Getreidewirt­
schaftsverband, also von einer Quelle, die das Insti­
tut als erstrangig informiert betrachten mußte 4). 

Zusammenfassend kann also festgestellt wer­
den, daß die in dem Aufsatz „Unrichtige Agrar-

B) Dem Insti tute w a r es trotz wiederholten Bemühun­
gen nicht möglich, die Zahl der Selbstversorger aus erster 
Quelle (von den zuständigen Bundesministerien) zu -er­
halten. 

3 ) Nach Hauer (siehe: Gestetner und Hauer , „Die Ur­
sachen der Österreichischen Agrarkr ise und deren Behe­
bung", Wien 1931) betrug in der Vorkriegszeit der jähr­
liche Bedarf an Mahlgetreide in der Landwirtschaft pro 
Person 225 kg (bei einer 7o%igen Ausmahlung). 

4 ) Auf Grund nachträglich eingeholter Informationen 

*) Siehe „Wiener Zeitung" vom 24. November 1948. 

waren in der vom Getreidewärtschafts verband angegebenen 
Ablieferungsmenge von 168.0001 —- offenbar um die Ab­
lieferungsmenge zunächst möglichst hoch erschein e r i 1 ^ 
lassen — u. a. 3.000/ eingezogene Saaigutrest-e und 5 - 9 ^ 
nicht erfüllte Vorschreibungen für die nicht unter öster­
reichischer Verwaltung stehenden Großbetriebe e ingerä» 
net worden. 



Statistik erschwert Lenkung der Ernährungswirt­
schaft" angestellten Berechnungen und Schlußfolge­
rungen des Institutes grundsätzlich und größen­
ordnungsmäßig — unbeschadet einiger, im gegebe­
nen Zusammenhang unwesentlicher Korrekturen — 
unerschüttert bleiben: Die Zugrundelegung der 
richtigen Zahl der Selbstversorger (1,305.000) er­
möglicht nur eine wirklichkeitsnähere Schätzung und 
Interpretation des tatsächlichen, offenbar über die 
offizielle Selbstversorgerquote bedeutend hinaus­
gehenden Eigenverbrauchs der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung im Erntejahr 1947/48. 

E n e r g i e w i r t s c h a f t 
Dazu statistische Übersichten $. 436—437. 

Die Energieversorgung war im Oktober und 
November dank der günstigen Witterung noch be­
friedigend. Die Kohleneinfuhren hielten sich unge­
fähr im Rahmen der Planmengen. Vereinzelt auf­
tretende Sortenschwierigkeiten konnten unschwer 
behoben werden. Die Stromerzeugung der Wasser­
kraftwerke ist zwar bedeutend zurückgegangen und 
betrug im Oktober nur noch 55% der im August 
erreichten Höchstgrenze, von 432 Mill. kWh. Die 
Verbrauchsziffer konnte aber durch Steigerung der 
kalorischen Erzeugung von 8 Mill. kWh (August) 
auf 80 Mill, kWh (Oktober) und eine beträchtliche 
Verringerung der Ausfuhr auf gleicher Höhe wie 
in den Vormonaten gehalten werden. 

Dennoch mußte infolge des höheren Strombe­
darfs in der kalten Jahreszeit die Industriegruppe IV 
abgeschaltet und Verbrauchseinschränkungen für 
Kleinabnehmer verfügt werden. Die bisherigen Ein­
schränkungen der Industrie sind relativ gering. 
(Außer der Stillegung der Aluminiumerzeugung in 
Ranshofen und dreier Elektrostahlöfen können fast 
alle Strombezieher ihren vollen Bedarf decken.) 
Allerdings hat der Rückgang der Wasserführung 
der Flüsse bei weitem nicht seinen Tiefpunkt er­
reicht. Es hängt allein von der Niederschlagsmenge 
und vom Frostwetter ab, ob die Industrie während 
des ganzen Winters nach Schaltstufe I I I mit Ener­
gie versorgt werden kann. 

Da der geplante Ausbau der Wasserkräfte in 
den nächsten Jahren nicht so rasch durchgeführt 
"werden kann, daß in absehbarer Zeit die jahreszeit­
lichen Produktions S c h w a n k u n g e n der Laufwerke-
d u r c h ausreichende Stromerzeugung aus Speicher­
anlagen ausgeglichen werden, hat man sich ent­
schlossen, eine große kalorische Zentrale z u bauen, 
deren Bauzeit allerdings auch zweieinhalb Jahre bei­
tragen wird. Die Maschinenleistung dieser Zentrale, 
die auf der Basis des Braunkohlenvorkommens in 

St. Stefan (Kärnten) errichtet werden soll, wird 
75.000 kW betragen und eine Stromlieferung von 
160—^170 Mill. kWh während der Wintermonate 
ermöglichen. 

Damit werden allerdings die Kapazitätsverluste, 
die die Dampfkraftwerke durch Kriegseinwirkungen 
und Demontagen erlitten haben, noch bei weitem 
nicht ausgeglichen, da allein in Wien nach dem 
Kriege 80.000 kW Maschmenleistung durch Ab­
montierung verlorengingen, während in Linz durch 
Bombentreffer noch größere Verluste entstanden 
sind. 

G e w e r b l i c h e P r o d u k t i o n 
Dazu statistische Übersichten S. 438—443 

Der vorliegende Bericht enthält erstmalig zu­
sätzliche Produktionsdaten aus den wichtigen In­
dustriezweigen, Maschinen-, Elektro-, Fahrzeug-, 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie sowie chemi­
sche Industrie. Außerdem wurde die Berichterstat­
tung über die Schuhindustrie stark erweitert. Sämt­
liche Reihen beginnen mit dem Jahre 1947. Soweit 
als möglich werden auch Produktionsdaten aus der 
Vorkriegszeit angeführt. Wenngleich einzelne Pro­
duktionsreihen unzuverlässig sind — vor allem dort, 
wo qualitätsmäßig stark verschiedene Erzeugnisse 
mengenmäßig zusammengefaßt werden —, so geht 
aus ihnen doch zumindest die Entwicklungstendenz 
einzelner Industriezweige einigermaßen zutreffend 
hervor. 

Die gewerbliche Produktion hielt im September 
im allgemeinen die Höhe des Vormonats. Der Pro­
duktionsindex ging von 102-6 auf 101-7 ( 0 I 9 3 7 = = 
100) leicht zurück, hauptsächlich infolge des star­
ken Rückganges der Stromerzeugung. Gesunken ist 
ferner der Index der Bergbauproduktion (von 97 
auf 95) und infolge der Produktionseinschrankung 
in Ranshofen der Index der Schwerindustrie (von 
123 auf 117). Alle übrigen Zweige, so vor allem die 
Schuhindustrie, die mit 268.000 Paar Lederschuhen 
die höchste Monatsproduktion seit Kriegsende er­
reichte, meldeten Produktions Steigerungen. Die Pro­
duktion der Hüttenindustrie ist auch im Oktober 
gestiegen, mit Ausnahme von Aluminium, dessen 
Produktion durch die Einstellung des Betriebes in 
Ranshofen auf einen Bruchteil des Vormonats ge-
-SJuikerLÖst. ... . 

Die Magnesitindustrie konnte dank günstigen 
Absatzmöglichkeiten im Ausland ihre Erzeugung 
von Monat zu Monat steigern. Im Oktober erreichte 
der Index (gewogener Durchschnitt aller Erzeug­
nisse der Magnesitindustrie) mit 126-4 ( 0 1937 = 
100) den bisher höchsten Stand seit Kriegsende. 
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Die Baustoffproduktion war im September mit 
1 5 1 % des Jahres 1937 (Ziffern für Oktober Hegen 
noch nicht vor) ebenfalls die höchste seit Kriegs­
ende. Die Baustoffproduktion wird allerdings in den 
kommenden Monaten durch das Auslaufen der Sai­
son in der Ziegelindustrie saisonbedingt zurück­
gehen. 

Die chemische Industrie weist gegenüber 1937 
eine bedeutend höhere Kapazität auf, obwohl sie 
durch Kriegsschäden beträchtliche Einbußen erlitten 
hatte. Das Produktionsvolumen beträgt gegenwärtig 
im groben Durchschnitt etwa 150% von 1937. 
wobei aber die Kapazität erst zu 65%' ausgenützt 
ist, so daß noch ein bedeutender Spielraum für Pro­
duktionssteigerungen übrig bleibt. 

Die Elektroindustrie, die durch Kriegseinwir­
kungen und Demontagen am meisten gelitten hat 
und dadurch auf einen Bruchteil ihrer früheren Ka­
pazität zusammengeschrumpft war, konnte diese 
Schäden bereits zu einem großen Teil beseitigen 
und erreicht heute in manchen Zweigen die Frie­
denskapazität. Größere Schwierigkeiten bereitet 
noch der Bau von größeren Motoren und Genera­
toren, doch sind auch hier schon bedeutende Fort­
schritte erzielt worden. Die Elektroindustrie konnte 
sogar bereits Aufträge auf Maschinen für Wasser­
kraftwerke übernehmen. 

Die Textilindustrie leidet nach wie vor unter 
Rohstoffmangel, da die Woll- und Baumwollieferun-
gen aus dem Marshall-Plan nur langsam eintreffen. 
Eine gewisse Erleichterung bietet die in den letzten 
Monaten stark gestiegene Zellwollproduktion. Len-
zing arbeitet gegenwärtig mit etwa 60% Kapazitäts­
ausnutzung, wovon allerdings ein Teil für den kom­
pensatorischen Import von Chemikalien verwendet 
werden muß. 

U m s ä t z e 
Dazu statistische Übersichten S. 443 

Nach einer vorübergehenden saisonbedingten 
'Unterbrechung im August setzte im September 
wieder eine stärkere Umsatzbelebung ein, die auch 
im Oktober anhielt. Die Besserung des Geschäfts­
ganges war im September hauptsächlich auf die 
Wiener Herbstmesse zurückzuführen, während im 
Oktober Gerüchte über bevorstehende Währungs^ 
maßnahmen eine verstärkte Kauflust und einen vor­
zeitigen Beginn des Weihnachtsgeschäftes auslösten. 
Am stärksten belebten sich die Umsätze in der 
Gruppe „sonstige Branchen", die neben dauerhaften 
Konsumgütern (MÖbel, Teppiche, Hausrat) Spiel^-
waren, Parfumerien und andere zum Teil leichter ent­
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behrliche Bedarfsgegenstände enthält. Während der 
Gesamtindex von August bis September um 8% 
stieg und die Textil- und Bekleidungsumsätze um 
13% zunahmen, betrug die Erhöhung bei den „son­
stigen Waren" 22% und im Oktober sogar 47%. 
Durch die Umsatzbelebung in den letzten Monaten 
hat die Gruppe „sonstige Branchen" den Umsatz­
rückgang nach dem Währungs Schutzgesetz — die 
Umsätze sind stärker zurückgegangen als im son­
stigen Einzelhandel — stärker als der gesamte 
Einzelhandel aufgeholt. Bereits im September waren 
die „sonstigen Umsätze" um 59% größer als im 
Jänner, während die Gesamtumsätze im gleichen 
Zeitraum nur um 47% zugenommen haben. Die 
relativ stärkere Umsatzausweitung der „sonstigen 
Branchen" würde nach Ausschaltung der Preisver­
änderungen noch deutlicher hervortreten, da die 
Preise gerade dieser Waren seit dem Währungs­
schutzgesetz stärker zurückgegangen sind. 

Am geringsten war die Umsatzbelebung in der 
Nahrungsmittelbranche, deren Umsätze nur um 
5 % gestiegen sind. Es ist allerdings zu berück­
sichtigen, daß die Lebensmittelgeschäfte ab Sep­
tember keine branchenfremden Waren mehr ver­
kaufen dürfen, die bisher oft einen beträchtlichen 
Teil ihrer Gesamtumsätze ausmachten. Im Oktober 
ist jedoch auch bei Lebensmitteln eine stärkere 
Umsatzbelebung zu erwarten, da, - -abgesehen- von 
der wertmäßigen Erhöhung der Umsätze infolge 
der höheren Verbraucherpreise für Lebensmittel 
nach Wegfall der Subventionen, eine Reihe von 
Nahrungsmitteln (Marmelade, Kaffee, Kakao, Tee, 
Schokolade, Honig usw.), die bisher bewirtschaftet 
waren und entweder nur in geringfügigen Mengen 
oder überhaupt nicht zugeteilt wurden, seit 1. Ok­
tober frei verkauft werden dürfen. Der Obst- und 
Gemüsehandel konnte den durch die saisonbedingte 
Abnahme der Gemüse- und Obstzufuhreh bedingten 
Geschäftsrückgang im Oktober zum Teil durch 
einen erhöhten Kartoffelabsatz (Einlagerung) aus­
gleichen. Eine besonders augenfällige Belebung der 
Umsätze seit der Messe und der Einführung des' 
Ratengeschäftes weist der Radiohandel auf. Im 
September konnte der Verkauf von Radioapparaten 
in einzelnen Geschäften bis auf das Zehnfache ge-, 
steigert werden. (Das Radiogeschäft scheint, wie, 

_kaum ein anderes, von den Währungsgerüchten pro-f 
filiert zu haben.) 

Eine gewisse Belebung der Umsätze im; 
Plerbst ist eine normale Saisonerscheinung, die^. 
mit dem Ende der Urlaubszeit, dem Ankauf vo%} 

Gütern periodischer Bedarfsdeckung für den W i n # 
ter und dem allmählichen Anlaufen des Weihnachtsffr 



geschäftes zusammenhängt. Ein Vergleich der tat­
sächlichen Umsatzentwicklung mit dem für die 
Vorkriegszeit typischen saisonalen Verlauf der 
Umsätze (Saisonindex) zeigt jedoch, daß die Um­
satzbelebung seit Jahresmitte über das saison­
bedingte Ausmaß hinausgeht. Die Umsatzerhöhung 
von August auf September ist zwar bei einigen 
besonders saisonempfindlichen Waren (z. B. Kon­
fektions waren) infolge des Ausbleibens des saiso­
nalen Tiefpunktes im August geringer als bei 
normalem Saisonablauf; bereits im Oktober ist 
jedoch bei allen Waren ein ,,übersaisonales" An­
steigen der Umsätze festzustellen. Auch gegenüber 
Jänner ist das erreichte Umsatzniveau bedeutend 
höher als saisonbedingt zu erwarten gewesen wäre. 
Es liegt also eine echte Nachfragesteigerung nach 
Konsumgütern vor, die nur zum Teil durch eine 
Erhöhung der Einkommen erklärt werden kann, 
da die Arbeiternettoverdienste in Wien von Jänner 
bis September nur um 16% und der Beschäftigten­
stand in ganz Österreich nur um 4% gestiegen 
sind. Maßgeblich dürfte vielmehr eine verstärkte 
Kauflust sein, die nach der anfänglichen Zurück­
haltung der Käufer in den ersten Monaten nach 
dem Währungsschutzgesetz bereits seit Jahresmitte 
zu beobachten ist und im Oktober durch Gerüchte 
über Währungsmaßnahmen neuen Auftrieb erhalten 
hat. Dies wird auch durch die Entwicklung der 
Spareinlagen bestätigt, die im ersten Halbjahr 194S 
auch - nach Ausschaltung der Rückbuchungen für 
Sozialbedürftige leicht zugenommen haben, im 
September jedoch erstmalig einen Rückgang von 
14 Mill. S zeigen. 

Der günstige Geschäftsgang des Handels findet 
auch in den Umsatzsteuereinnahmen einen entspre­
chenden Niederschlag (von August bis Oktober Zu­
nahme um 1 5 % ) . 

Die saisonbedingte Zunahme des Kino- insbe­
sondere aber des Theaterbesuches. (Beginn der Win­
tersaison) erhöhte die Vergnügungssteuereinnahmen 
um rund 10 %'. 

Die Entwicklung der Warenhausumsätze seit dem 
Jahre 1937 

Der vom Institut veröffentlichte Index der 
Kleinhandelsumsätze gibt Aufschluß über die Um­
satzentwicklung seit Beginn des Jahres 1946. Ein 
Vergleich mit dem Jahre 1937 und mit der Um­
sätzentwicklung während der Kriegszeit ist jedoch 
mangels statistischer Unterlagen nicht möglich. 
3$inen Ersatz hiefür bietet bis zu einem gewissen 
3<$-d ein Index über die Umsatzentwicklung der 

lener Warenhäuser, der ab 1937 fortlaufend bis 

zur Gegenwart berechnet werden kann. Dieser Waren­
hausumsatzindex kann allerdings nur beschränkt 
als Maßstab für die Entwicklung der Gesamtum­
sätze angesehen werden, da die Warenhäuser nur 
etwa 3 — 5 % (bei Textilien bis zu 10%) der Ge­
samtumsätze der Wiener Einzelhandelsbetriebe täti­
gen und sich entsprechend ihrer besonderen Be­
triebs struktur sowie ihrer spezifischen Bezugs- und 
Absatzbedingungen vielfach anders entwickelt haben 
als die übrigen Einzelhandelsgeschäfte". Auch von 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen wurden sie viel­
fach in verschiedenem Ausmaß betroffen. 

Während des Krieges wurden die Waren­
häuser durch Maßnahmen zur Auskämmung des 
Handels von überflüssigen Betrieben und durch 
Stillegungen bei Einrücken des Geschäftsinhabers 
oder des Personals weniger in Mitleidenschaft ge­
zogen als die Fachgeschäfte. Außerdem würden sie 
bevorzugt mit bewirtschafteten Waren beteilt, da 
sie hauptsächlich der Befriedigung des Massenkon­
sums der weniger kaufkräftigen Bevölkerung die­
nen. Die Warenhausumsätze haben sich also im Krieg 
vermutlich günstiger entwickelt als die Gesamtum­
sätze. Dagegen dürfte in der ersten Nachkriegszeit 
eine umgekehrte Tendenz eingetreten sein. Dafür 
spricht nicht nur die Tatsache, daß der Fachhandel 
leichter als das strenger kontrollierte Warenhaus 
die Möglichkeit hatte, die Preis- und Bewirtschaf­
tungsvorschriften zu umgehen, sondern auch die 
Beschränkung der kaufkräftigen Nachfrage nach 
Gütern periodischer Bedarfsdeckung auf einen klei­
nen Personenkreis, während die Einkommen jener 
Bevölkerungsschichten, auf die das Warenhaus an­
gewiesen ist, gerade nur den Mindestlebensbedarf 
deckten. Seit dem Währungs Schu tzgese t z dürfte mit 
der Aufhebung großer Teile der Bewirtschaftung, 
dem Rückgang oder Verschwinden des Schwarzen 
Marktes und der allmählichen Zunahme des Real­
einkommens, die auch den Schichten mit niedrigeren 
Einkommen den Kauf von Textilien, Schuhen und 
anderen gewerblichen Bedarfsgegenständen gestat­
tete, das Warenhaus wieder an Bedeutung zuge­
nommen haben 1). 

Diese Sonderbewegungen der Warenhausum­
sätze müssen im Auge behalten werden, wenn von 
ihnen auf die gesamte Umsatzentwicklung ge-
schlossen wird. Immerhin, geht aus den Warenhaus-

*) Diese Darstel lung st immt mit der auf Grund der 
Beschäftigtenzahlen festgestellten relativen Entwicklung von 
Groß- und Kleinbetrieben in der gesamten gewerblichen 
Wirtschaft überein. Siehe Nr. 9 der Monatsberichte 
des Österreichischen Institutes für Wirtschaftsforschung, 
X X I . Jg . (September 1948), S. 333—334-

55* 



Abb. i . Die Umsatzentwicklung (wertmäßig) der Wiener Warenhäuser von 1938 bis 1948 
(Log. Maßstab; ( 0 1937 = 100) 
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1938 bis 1948 

Die Umsatzentwicklung der Wiener Warenhäuser gibt ein repräsentatives Bild über die Versorgung der Bevölkerung mit 
gewerblichen Konsumgütern. Einem stärkeren Anstieg der Umsätze im Jähre 1938 (erhöhte Nachfrage infolge Voll­
beschäftigung) folgte während der Kriegsjahre mit zunehmender Warenknappheit ein allmählicher Umsatzrückgang. 
Nach Überwindung der Tiefpunkte in den Jahren 1945 und 1046 begannen die wertmäßigen Umsätze infolge der Preis­
steigerungen rasch, die mengenmäßigen Umsätze dagegen nur langsam zu steigen. Eine stärkere Belebung der mengen­
mäßigen Umsätze trat bei stabilen und sinkenden Preisen erst im Jahre 1048 ein. Bemerkenswert ist die für die 
Mangelwirtschaft typische Verlagerung der Umsätze von den bewirtschafteten (Textilien) zu den unbewirtschafteten 
Waren („sonstige" Waren) während der Kriegs- und Nachkriegszeit. Erst seit dem Währungsschutzgesetz normalisiert 
sich die Umsatzstruktur dank des größeren Angebots von Textilien und einer rückläufigen N'achfrage nach 

„sonstigen" Waren. 

U m s ä t z e n , wenn schon nicht das genaue Ausmaß, 
so doch zumindest die Richtung, in der sich die Ge­
samtumsätze bewegt haben, hervor. 

Nach Ausschaltung der Preisbewegung geben 
die Warenhausumsätze etwa folgendes Bild: Im 
Jahr 1938 stiegen die Umsätze infolge erhöhter in­
ländischer Nachfrage (Beseitigung der Arbeitslosig­
keit) und des Ausverkaufs an das Deutsche Reich 
um mehr als 50% an. In der Folgezeit ergab sich 
eine leicht sinkende Tendenz. Erst ab 1941 sanken die 
Umsätze infolge zunehmender Warenverknappung 
stärker und erreichten im Jahre 1944 ungefähr 
wieder das Niveau des Jahres 1937. Vom katastro­
phalen Umsatzrückgang nach Kriegsende konnten 
sich die Warenhäuser nur sehr laugsam erholen. 
Erst das Preis-Lohn-Abkommen vom August 1947 
schuf mit der Stabilisierung des Preisniveaus die" 
Grundlage für eine erhöhte (legale) Umsatztätig­
keit, nachdem die Produktion bereits in den voran­
gegangenen Monaten angelaufen war. Deutlich 
heben sich auch bei den Warenhausumsätzen die 
Angstkäufe im November und Dezember 1947 ab 

sowie die Stagnation unmittelbar nach der Wäh­
rungsreform trotz des augenscheinlich gestiegenen 
Angebots. Erst ab Juni trat eine stärkere Belebung 
der Umsätze ein (der Oktoberumsatz war mehr als 
dreimal so hoch wie der Jännerumsatz), ohne daß' 
sie allerdings bisher mengenmäßig auch nur an-' 
nähernd den Friedensstand erreicht haben. So be­
trugen die Umsätze in Textilien und Bekleidung' 
nach Ausschaltung der Preiserhöhungen im Durch-' 
schnitt 1947 nur 16% und erreichten selbst im" 
Oktober 1948 erst etwa zwei Drittel des Standes 
von 1937. 

Von besonderem Interesse sind die Veränderun­
gen des Anteils der einzelnen Warengruppen an d 
Gesamtumsätzen 1). Bis zum Jahre 1943 blieb d 

J ) Bei den Warenhäusern ist der Anteil der Tex­
umsätze an den Gesamtumsätzen mit 70% (in N o r r 

Zeiten) bedeutend größer .als im Gesamt durchschnitt ..^ 
Einzelhandels (30%). Die Relation zwischen den Umsafe 
der einzelnen Warengruppen ist daher nicht für das . 
samte Umsatzvolumen typisch, wohl aber für die Es. 
tung, in der sich die Anteile verschoben haben. 
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Entwicklung der Umsätze Wiener Warenhäuser 

Anteil der einzelnen Warengruppen an den Gesamtumsätzen 

Zeit 

Tex­
lilien 
u. Be­
klei­

Möbel 
u. 

Haus­
Son­

stiges 

Tex­
tilien 

Zeit «.Be­
klei­

Möbel 
u. 

Haus­
Son­

stiges 
dung: rat 

in 0/0 

dung rat 

in «/• 
0 1937 76*1 9-8 I4'I 1947 X. 49'8 l6"4 33-8 

0 1938 80-5 7 7 ix-8 X I . 39'° 17-2 43-8 

0 1939 786 8-4 13'0 . X I I . 34-8 :3"6 5 r 6 

0 1940 74-8 9 7 15-5 1948 I . 59*9 12-9 27*2 

0 1941 77*3 10-3 12-4 I I . 66-o io - 9 23" 1 

0 1942 78-0 9'5 125 I I I . 657 9 8 24-5 

0 1943 72'9 9-0 18-1 IV. 63*2 9 7 27-1 

0 1944 66-0 9-3 247 V. 63-3 9 7 27-0 

0 1946 37-8 12-3 49-9 V I . 65-6 8-5 2S"9 

0 1947 43'0 16-6 40-4 V I I . 69-0 74 23-6 

1947 V I I I . 71*4 8-2 20*4 

V I I I . 40-9 21'0 38-1 IX. 7 1 7 7*5 20-8 

IX. 45-6 17-6 36-8 X. 74-5 7-0 18-5 

Anteil der einzelnen Warengruppen relativ kon­
stant. In der Folgezeit setzte jedoch immer stärker 
eine für die Mangel W i r t s c h a f t typische Verlagerung 
der Umsätze zugunsten des Hausrates und ins­
besondere der nicht bewirtschafteten „sonstigen 
Waren" ein. Der Höhepunkt der durch die Waren­
knappheit bedingten „Ramschkäufe" wurde bereits 
im Jahre 1946 erreicht. Im Jahre 1947 besserte sich 
das Verhältnis etwas zugunsten der wichtigeren 
Waren, wenn man vom Dezember 1947 absieht, wo 
hauptsächlich durch Angstkäufe und die Zurück­
haltung "wichtiger Waren vor dem Währungsschutz­
gesetz nur 34*S% der Warenhausumsätze auf Tex­
tilien und 51*6% auf sonstige Güter entfielen. Eine 
deutliche Rückverlagerung zugunsten der Textü-
umsätze trat jedoch erst nach dem Währungs Schu tz ­
gesetz ein. In den letzten Monaten wurde sogar an­
nähernd das normale Verhältnis der Vorkriegszeit 
erreicht — ein weiterer Beweis dafür, daß sich die 
Angebots- und Nachfragestruktur normalisiert hat, 
wenn auch auf einem bedeutend niedrigerem Niveau. 

A r b e i t s l a g e 
Dazu statistische Übersichten S. 444—44$ 

Die allgemeine Belebung der Wirtschaft zu 
Ende des Sommers sowie der übliche saisonmäßige 
Einfluß machten sich auch auf dem Arbeitsmarkt 
bemerkbar. Der BeschäftigtenmdtyL der Arbeiter­
kammer zeigte i m September eine verstärkte Auf­
wärtsbewegung ( + i ' 3 % . ! gegenüber o -8% und 
°'6% in den beiden Vormonaten) und der Stand 
der bei der Wiener Gebietskrankenkasse versicher­
ten Arbeiter und Angestellten überstieg mit 478.700 
erstmalig wieder die Zahl vom April dieses Jahres, 
^ d zwar u m 5.100. Bei den Stellensuchenden ist 

; *fcm erstenmal seit April ein geringfügiger Rück­

gang (um 200) zu beobachten, der sich allerdings 
nur auf männliche Stellensuchende beschränkte. 

Der lebhaftere Geschäftsgang läßt erwarten, 
daß sich die sechsprozentige Lohnsteigerung vom 
Oktober kaum nennenswert auf die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt auswirken wird. Viel einschneiden­
dere Folgen konnte eine ernste Stromkrise haben; 
sie würde den nach Weihnachten einsetzenden 
saisonmäßigen Beschäftigungsrückgang verschärfen. 

Mangel an Lehrstellen 

Obwohl mit dem Beginn der Herbstsaison die 
Zahl der vorgemerkten Lehrstellensuchenden von 
ihrem Höchststand von 25.081 im Juli auf 20.834 
im September zurückging, ist sie sowohl absolut 
als auch im Vergleich zu den offenen Lehrstellen 
(4.837) noch immer sehr hoch. .Insbesondere für die 
Lehrstellen suchenden Mädchen sind die Aussichten 
sehr ungünstig, da sich 6.896 Mädchen um 746 
offene Stellen bewerben. 

Zur Milderung des Lehrstellenmangels, der 
zumindest zum Teil auf die hohen Kosten der Lehr-
iliingshaltung zurückzuführen ist, wurde u. a. vor­
geschlagen, die Lehrlingskosten durch Zuschüsse 
aus einer Umlage auf lehrlingslose Betriebe herab­
zusetzen. Auch die Errichtung staatlicher Lehrwerk­
stätten wird in Erwägung gezogen. 

Selbst wenn es auf diesem oder einem anderen 
Weg gelingen sollte, den Mangel an Lehrstellen zu 
beheben, bleibt noch die Frage offen, für welche Be­
rufe man die Jugend schulen und von welchen Be­
rufen man ihnen im allgemeinen abraten solle. Die 
Lehrlingsberatung und die Schaffung von Lehr­
stellen dürfen dabei nicht nur auf die gegenwärtigen 
Bedürfnisse abgestellt werden, sondern es muß auch 
auf den zukünftigen, nach Abschluß der Lehrzeit 
zu erwartenden Facharbeiterbedarf Rücksicht ge­
nommen werden. Dazu aber wäre es notwendig, 
wenigstens ein ungefähres Bild über die Entwick­
lungstendenzen der einzelnen Wirtschaftszweige zu 
besitzen. Wieweit eine derartige Vorschau in einer 
weitgehend dem Preismechanismus überlassenen 
Wirtschaft durchführbar ist, läßt sich nicht leicht 
beantworten.' Es müßte jedoch immerhin möglich 
sein, auf Grund vorsichtiger Wirtschaftsanalysen 
zumindest in groben Zügen die voraussichtlichen 
Ausdehnungsr hziV._ .„Schrumpf ungstendenzen des 
Wirtschaftskörpers abzuschätzen und daraus Richt­
linien für die Lehrlingsberatung und.für die Schaf­
fung von Lernmöglichkeiten abzuleiten. 

Neben der Vorausschätzung der Entwicklung 
einzelner Wirtschaftszweige muß eine rationelle 
Nachwuchslenkung sowohl die Alters struktur der 
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Beschäftigten in einzelnen Berufszweigen als auch 
die Zahl der fremdberuflich Tätigen einer Berufs­
gruppe, mit deren Rückwanderung früher oder 
spater'gerechnet werden kann, berücksichtigen. Je 
überalteter eine Berufsgruppe ist und je weniger 
Berufsträger außerhalb ihres Berufes tätig sind, 
desto besser sind — unter sonst gleichbleibenden 
Umstanden — die späteren Beruf saus sichten für 
Lehrlinge und umgekehrt. 

Anhaltspunkte über die Alters struktur der Be-

Kennsiffern für die Lehrlingsausbildung 
Fr ein d-

Zahl Arbeit­ beruf-
der An­ nehmer 

Beniisgruppe Lehrr 
stellen­

drangs-
ziffer 

«>*) 
über 

tätige 
Arbeit­

suchen­ 4 5 Jahre nehmer 
den ) in 0/0 in 0/0 

in O/b 

A c k e r b a u e r usw. . . . 283 3"5 25-6 7-8 

J a g d und Fischerei . . 72 2-2 45-6 io-8 

47 i-o 39-6 I I - 2 

Stein- u n d Glasarbei ter 61 1-3 45'0 1 5 7 
Metal larbei ter , . . 3.848 2 7 31*4 I6-S 
Mus ik ins t rumen ten - und 

Sp ie lwarenmacher . . 8 2*0 41*8 20-1 

Chemiearbei te r . . . . 10 1 7 45'8 J8*I 
Gummiarbe i t e r . . . . 8 1*1 34-5 

202 3*1 31 0 12*1 

Pap ie ra rbe i t e r . . . . 29 r8 49-2 I I -6 

366 4*6 35-2 1 7 7 
??68 6-4 328 13-6 

N a h r u n g s - und 
Genußmit te la rbe i te r . 1.286 3 7 31*3 31*1 

Bekle idungsarbe i te r . . 5-549 8*8 23-8 14-8 

948 5*4 i5'9 203 

4"5 44*0 12-5 

Graphische Berufe . , 119 3 ' i 44'5 14*0 

Rein igungsa rbe i t e r . . 79 3*o 52-8 I3"2 

Bühnenarbe i te r . . . . — — 68*6 15-2 
Gas t s tä t t ena rbe i t e r . . 454 5 7 32*3 21*1 

Verkehr sa rbe i t e r . . . — — 40*7 17*0 _ — 37'3 10-2 

.— 3 1 7 i6 -3 
Maschin is ten u. Heizer — — 58*0 2l"3 
Kaufmänn i sche und 

Verwa l tungsbe rü fe . 2,195 3 ' i 31*2 I3-9 
Ingen i eu re u. Techn ike r 10 2 0 34-1 26*8 

Sons t ige Berufe . . . . 8 2 7 27-9 16-8 

I n s g e s a m t . 20.834 4'3 33'2 14*3 

a ) Statistik des Bundesministeriums für Soziale Ver­
waltung, September 1948. 

3 ) Die Andrangziffern geben die Zahl der Lehrstellen-
suchenden pro offene Stelle an. 

3 ) Auf Grund der Beschäftigtenzählung des Sozial­
ministeriums vom März 1948. " ~~ 

4 ) Gesamtzahl der inländischen Dienstnehmer (ohne 
Lehrlinge) gleich 100. 

6 ) Nur jene Arbeitnehmer sind erfaßt, die in einer 
anderen BemisgruPpe arbeiten, nicht aber jene, die inner­
halb ihrer Berufsgruppe in einer fremden Berufsart be ­
schäftigt sind. 

Heft i r 

1 9 4 i 

schäftigten und die Zahl der in fremden Berufen 
Tätigen einer Berufsgruppe enthält die Beschäf­
tigtenstatistik des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung vom März 1948 (siehe Übersicht). 
Daraus ist zu entnehmen, daß die Schaffung von 
Lehrstellen für Stein- und Glasarbeiter, Chemie­
arbeiter und für Papierarbeiter durchaus gerecht­
fertigt erscheint. Die Arbeiterschaft in diesen Be­
rufsgruppen ist ziemlich überaltert (45 bis 49% 
sind über 45 Jahre alt) und der Lehrlingszustrom 
ist äußerst gering. Etwas weniger günstig dürften 
trotz Uberalterung der Arbeiterschaft die Berufs­
aussichten bei den Musikinstrumenten- und Spiel­
warenmachern liegen, da hier jeder Fünfte außer­
halb seines Berufes tätig ist. 

Dagegen sollte der ohnehin beachtliche Zu­
strom von Lehrstellensuchenden (1.286) zu den 
Nahrungs- und Genußmittelbetrieben nicht geför­
dert werden, da dieser Beruf eher zu den „jüngeren" 
gehört — nur 31*3% der Berufszugehörigen sind 
über 45 Jahre — und nahezu jeder Dritte berufs­
fremd arbeitet. Selbst eine ziemlich starke Ausdeh­
nung dieses Wirtschaftszweiges dürfte daher ohne 
stärkere Lehrlingsaufnahme möglich sein. 

Am wenigsten überaltert erscheinen die Be­
ruf szweige Bekleidungsarbeiter und Friseure: nur 
23*8% bzw. 15*9% sind über 45 Jahre alt. Der 
Grund, hiefür liegt hauptsächlich in dem hohen Ab­
gang von Arbeitskräften durch Verselbständigung 
oder — bei den Frauen — durch Heirat. Ein 
höherer Lehrlingsumsatz ist bei diesen Berufen 
weitgehend strukturbedingt. Trotzdem läßt das 
starke Mißverhältnis zwischen Lehrstellensuchenden . 
und offenen Stellen bei diesen beiden Berufen darauf 
schließen, daß die Nachfrage nach Lehrstellen zu 
groß ist und daß eine Umlenkung der Lehrstellen­
suchenden auf andere Berufe angezeigt wäre. 

V e r k e h r 
Dazu statistische Übersichten S. 446—447. 

Die Leistungen der Bundesbahnen waren im1 

Monat September sowohl im Personen- als auch im 
Güterverkehr etwas rückläufig, blieben jedoch in ,< 
Nutzlasttonnenkilometer gerechnet noch über dem t 

Stand vom gleichen Monat des Vorjahres. Derß .., 
Rückgang im Personenverkehr um 300.000 Fahr» ^ t 

karten im September ist ausschließlich saisonbe- U 
"Hingt, da die Sommersaison mit dem Monat AuguskÄ 
endet. 

Die Hinnahmen der Bundesbahnen aus de j | 
Personenverkehr sind in den Sommermonaten danl 
dem Fremdenverkehr saisonbedingt gestiegen. 
Saison war allerdings nicht so gut wie in der 



kriegszeit, weil der Fremdenverkehr, vor allem der 
Aus länderfremden verkehr, noch nicht friedens­
mäßige Bedeutung erlangt hat. Außerdem wurde der 
Saisoneinfluß auch durch den nachkriegsbedingt 
stärkeren inländischen Reiseverkehr außerhalb der 
Sommermonate geschwächt. 

Einnahmen der Bundesbahnen in der Sommersaison 

m? 1948 
Millionen Schilling 

M o n a t s d u r c h s c h n i t t 11-5 267 38*01) 
Jul i 17*8 32*5 44"8 
A u g u s t • 17*3 30'6 47*6 
September 13*4 437 4 i ' 3 

l ) Geschätzt durch Fortrechnung. 

Der Güter- und Personenverkehr wird durch 
die von einer Besatzungsmacht unter dem Titel 
Beutegut verfügte Beschlagnahme und Wegschaffung 
von rollendem Material (540 Lokomotiven und 
5-575 Waggons) in den Wintermonaten, vor allem 
in den östlichen Bundesländern, eine bedrohliche 
Einschränkung erfahren, falls es nicht gelingt, durch 
forcierte Reparaturarbeiten, wie sie vom Verkehrs­
minister angekündigt wurden, s o w i e durch schnelleren 
Waggonumlauf den Ausfall wettzumachen. Da ge­
nügend reparaturfähige Wagen vorhanden sind, 
hängt es ausschließlich von den verfügbaren Ar­
beitskräften und den Reparaturmöglichkeiten ab, 
wann . die verfügten Verkehrseinschränkungen (am 
22. November wurde die Verkehrsstufe I einge­
führt) wieder gelockert werden können. 

Im Donauschiffsverkehr ergaben sich gegenüber 
dem Vormonat nur unbedeutende Veränderungen. 
Die Talfahrt im Güterverkehr ist im September 
zurückgegangen, da die jeweils für drei Monate 
festgelegten Kohlenzuteilungen aus der Ruhr über­
wiegend bereits im Juli und i m August ausgeliefert 
wurden. Der Wasserstand hätte i m September noch 
eine doppelt so hohe Verladung ermöglicht. In der 
Bergfahrt konnte seit Monaten wieder eine Rück­
fracht — 3.500 t Roheisen nach Übersee — ver­
laden werden. Verhandlungen über die Beförderung 
von KalkammonSalpeter und Exportpapiersendungen 
sind im Gange,. 

Die Ergebnisse der europäischen Fahrplankonferens 
in Krakau (6. bis 16. Oktober 1948) bringen auch für 
Osterreich durch Fahrzeitverkürzungen und Einschaltung 
neuer Zugspaare im Fernreiseverkehr bedeutende Vorteile... 
Die Reisedauer des Arlberg-Expreß Wien—Paris wird um 
sechs Stunden verkürzt, der Kurswagen Wien—Amster­
dam läuft bis Hoek van Holland, und ermöglicht damit 
eme unmittelbare Verbindung mit London, ein neuer 
Schnellzug Linz—Hamburg bietet Anschluß an den Skan­
dinavienexpreß und ein zweites Schnellzugspaar M ü n c h e n -
Rom über Innsbruck erlaubt eine günstige Tagesverbin­

dung zwischen Innsbruck und Rom. Wei ter erhält der 
NachmittagsschnelLzug Wien—Paris in Basel unmittelbaren 
Anschluß an den Schweiz-Skandinavien-Expreß. Dami t sind 
für den Ausländer-Reiseverkehr nach Österreich bedeutende 
Erleichterungen verbunden, die unsere Fremdenverkehrs­
werbung unterstützen. 

Das Verkehrsabkommen mit Italien (9. Novem­
ber 1948) gestattet nach vollzogenem gegenseitigen Noten­
wechsel eine direkte Straßenverbindung zwischen Nord-
und Osttirol auf der Strecke Brenner—Franzensfeste— 
Aicha—Pustertaler Straße bis Staatsgrenze. Die Durch­
fahrt erfolgt ohne Visum und muß je nach Fahrzeugar t 
in einer bestimmten Zeit erfolgen. Neben der bereits er­
folgten Regelung der Durchfahrt durch den Berchtesgad-
ner Zipfel ist dies das zweite Abkommen innerhalb eines 
Jahres, das für den Straßenverkehr Erleichterung und 
Kostenersparnis bringt. 

Ausländerfremdenverkehr 

Die von der „Stelle für Wiederaufbau des 
österreichischen Fremdenverkehrs" seit dem Sommer 
1947 durchgeführte Ausländeraktion erbrachte in 
der Zeit vom 15. Juni 1947 bis Herbst 1948 einen 
Devisennettogewinn von 5*5 Mill. S und einschließ­
lich der Erholungsaktion der britischen Armee so­
gar 7-1 Mill. S. Bemerkenswert ist der Fortschritt, 
gegenüber dem Sommer 1947, der in einer Steige­
rung der Deviseneinnahmen auf das Sechsfache und 
der belegten Bettenzahl um das Dreifache zum Aus­
druck kommt. In der Sommersaison 1948 vermochte 
die „Aktion" 14.790 Fremde mit 81.293 Nächti­
gungen (Sommeraktion 1947: zirka 12.000 Nächti­
gungen) nach Österreich zu bringen. 

Ausländeraktion in den Jahren 1947 und 1948^ 

Bettenzahl e S m « 
1000 Schilling 

Sommer 1947 . . . . . . 1.200] 1.000 

W i n t e r 1947/48 . * . . . . 2.000I 3.389 1.500 
Sommer 1948 , 3.400) 6.456 

Bri t ische A r m e e . 1.600 

S u m m e . , 3.389 10.556 

*) Daten der „Stelle für Wiederaufbau des österreichi­
schen Fremdenverkehrs". — a ) Verpflegung, Brennstoff usw. 
— a ) Hotel arrangements, Leistungstickets, Fahrkarten, 
Benzin- und ölgutscheine usw. 

Die meisten Besucher stammten aus England 
und Holland, während im Jahre 1937 41*8% auf 
die Südostländer und CSR und 23-5% auf Deutsch-
land entfielen. Der Fremdenverkehr mit Deutsch­
land dürfte zwar in .absehbarer Zeit wieder auf­
leben (Besprechungen über die Öffnung in der Bi­
Zone sind im Gange); dagegen werden aus dem 
Osten wahrscheinlich auch in absehbarer Zukunft 
nur relativ wenige Besucher . erwartet werden 
können. Beim Wiederaufbau des österreichischen Be-
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herbergungsgewerbes wird diese gegenüber der Vor­
kriegszeit weitgehend verschiedene Herkunft der 
ausländischen Gäste entsprechend berücksichtigt 
werden müssen. 

Ausländeraktion Sommer 1948 

Eng land . \ 
•USA . . . 
Belgien . . 
Schweiz . , 
F rankre i ch 
I ta l ien . . 

Gäste­
anzahl 

4.351 

I.360 

2.849 

I.I44 

139 

Nächti­
gungen 
26.331 

6-573 

5.275 

3.598 

681 

Gäste- Nächti-
anzabl gungen 

CSE. . . . 31 505 

Skandinav ien 4 31 
Holland . 4.280 34.057 

Übrige 
L ä n d e r 586 3.982 

46 260 I n s g e s a m t 14.790 81.293 

Der Anteil der „Aktionsgäste" am gesamten 
Ausländerverkehr im Sommer 1948 dürfte etwa ein 
Viertel bis ein Fünftel betragen. Nach groben 
Schätzungen — genaue statistische Daten liegen in­
folge mangelhafter Meldungen der Gemeinden nicht 
vor — betrug die Ausländerfrequenz in der Som­
mersaison 1948 ungefähr 60.000 bis 70.000 Fremde 
mit rund 450.000 Nächtigungen, also knapp ein 
Zehntel des Vorkriegsstandes. 

Für die Wintersaison 1948/49 kann mit einer 
weiteren Belebung gerechnet werden, da das neue 
Einreiseverfahren ab 1. Dezember 1948 die Nach­
teile des bisherigen Verfahrens, besonders die man­
gelnde Freizügigkeit während des Aufenthaltes in 
Österreich und der Zwang zu relativ hohen Geld­
ausgaben, beseitigt 1). 

A u ß e n h a n d e l 
Dazu statistische Übersichten S.44S 

Im September wurde der im August beobach­
tete saisonmäßige Rückschlag der Ausfuhr wieder 
überwunden und mit 172-3 Mill. S fast das Niveau 
vom Juli erreicht. Insbesondere die Ausfuhr nach 
Deutschland, GriechenHand und den USA hat gegen­
über den vergangenen Monaten stark zugenommen. 
Die Einfuhr stieg im September weiter um 
8-8 Mill. S auf 231-2 Mill. S, hauptsächlich infolge 
einer Verdopplung der Einfuhr aus Ungarn. 

Die, abgesehen von zufälligen und saisonmäßigen 
Schwankungen, sit'etige Aufwärtsentwicklung des Außen­
handels geht deutlich aus den Quartalsziffern hervor. Tro tz 
des vorübergehenden Rückschlags im August w a r die Aus­
fuhr im dri t ten Quartal sowohl wertmäßig ( 4 - 7 7 % ) als 
auch mengenmäßig ( + 7-3%) großer als im zweiten Quartal . 

*) Ausländische Besucher mußten bisher für das Hotel­
arrangement und zur Erlangung des Einreisepermits im 
Ausland 4 bis 4-50 Dollar pro Tag in Devis"eTl5ezaElenr 
Die neue Regelung sieht sogenannte Touristenkarten vor, 
für die pro Stück 1-67 Dollar in Devisen zu hinterlegen 
sind. Im Gegensatz zu früher wird dieser Bet rag dem aus­
ländischen Besucher in Österreich in Schilling rückvergütet. 
Bei der Einreise werden Verpflegsbons in der Höhe von 
5.000 Kalorien täglich ausgehändigt. 

Bei der Einfuhr ist die Zunahme noch bedeutender (wert­
mäßig 4-13'5%, mengenmäßig + 1 7 * 3 % ) . Gegenüber dem 
dri t ten Quartal des Vorjahres hat sich der W e r t der Aus­
fuhr mehr als verdoppelt und der der Einfuhr nahezu 
verdoppele. 

Diese beachtliche Steigerung der wertmäßigen Handels­
umsätze gegenüber dem Vorjahr ist allerdings nicht nur 
auf eine Erwei terung des Außenhandel Volumens, sondern 
zum Teil auf Preissteigerungen zurückzuführen. 

Einfuhr Ausfuhr 
Menge in Wert in Menge in Wert in 

1000 q Mil!. S rooo g Mill. S 
1947 3- Qua r t a l . . 11.972 346-9 2.267 2i5"9 

4- . • 13-087 400-5 3-154 3447 

1948 1. Quar ta l . . 16.815 544'9 2768 336*2 

2 15.832 595*4 3.582 469"2 

3. . • 18.566 675-9 3.844 505-4 

Die ausländischen Hilfslieferungen 

Die amtliche Statistik weist nur einen Teil der 
gesamten Einfuhr, nämlich die kommerzielle Ein­
fuhr und nur einzelne Hilfslieferungen, aus. Der 
überwiegende Teil der ausländischen Hilfslieferun­
gen ist dagegen in ihr nicht enthalten. Zur besseren 
Beurteilung der wirtschaftlichen Lage wäre es aber 
wünschenswert, allmonatlich gleichzeitig mit der 
Statistik über die kommerziellen Einfuhren auch 
eine ähnlich aufgegliederte Statistik aller Hilfs­
lieferungen aufzustellen. Diese sollte auch die aus 
Plilfskrediten bezahlten Kohlenlieferungen sowie die 
aus dem. britischen Pfundkredit stammenden Im­
porte aufnehmen, die bisher in der amtlichen Stati­
stik der kommerziellen Einfuhr mit enthalten sind. 
Im I. Halbjahr 1948 betrugen diese Kohlenlieferun­
gen 150 Mill, S und die aus dem Pfundlcredit 
stammenden Lieferungen 44 Mill. S, zusammen also 
194 Mill. S oder 17% der gesamten handelsstatisti­
schen Einfuhr. Die Einbeziehung solcher Hilfst 
lieferungen in die amtliche Statistik verleitet zu 
Fehlschlüssen, da Schwankungen der Hilfslieferun­
gen Änderungen der kommerziellen Einfuhr vor­
täuschen, und das ausgewiesene Außenhandelsdefizit 
damit weder für die Devisenbilianz noch für die ge^ 
samte Güterversorgung von Bedeutung ist. 2) Es ist 
zu befürchten, daß mit dem privaten Bezug votr 
Marshall-Plan-Lieferungen die Vermengung voft 
kommerziellen Importen und Hilfslieferungen weite* 
zunehmen wird. Dadurch wird nicht nur der Er-, 
kenntniswert der Handelsstatistik beeinträchtigt^ 
sondern auch die Errechnung der Gesamteinfuhr 

__schwrerigj_ da Doppelzählungen nicht vermiedep] 

werden, können. 
s ) Das Außenhandelsdefizit sollte entweder als Dnp 

renz zwischen der Gesamteinfuhr (einschließlich MarshS 
Plan- und Hilfslieferungen) und der Ausfuhr oder 
sehen der Einfuhr unter Ausschluß aller ERP-Lieferung 
und der Ausfuhr berechnet werden. 
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ERP-Autorisationen für Österreich 

(Normaler Maßstab; in Mill. Dollar) 
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Bewilligte 8t träge 

Silz, Mai' Juni [ Juli August September OKT. 

Obwohl der Marshall-Plan formell bereits im April begann, 
•wurden erst im Mai die ersten Bezugsrechte für Marshall-
Plan-Lieferungen an Österreich ausgestellt. In den Sommer­
monaten nahmen jedoch die Automationen rasch zu und 
überschritten Ende September bereits die Hälfte des für 
das erste Jahr vorgesehenen Betrages der unmittelbaren 
Marshall-Plan-HUfe. Die effektiven Lieferungen blieben 
allerdings hinter den Bewilligungen weit zurück und er­

reichten Ende September erst rp Mill. Dollar. 

Österreich erhielt von Kriegsende bis Anfang 
September 1948 ausländische Hilfsflieferungen (ohne 
den britischen 8-5 Mi 11.-Pfundkredit und die beiden' 
britischen Wollkredite) im Betrage von 537-6 Mill. 
Dollar (siehe.Übersicht) oder etwa 165 Mill. Dollar 
pro Jahr. Von der Gesamtsumme entfallen rund 
29 Mill. Dollar auf das Jahr 1945, rund 176 Mül. 
Dollar auf das Jahr 1946 und auf das Jahr 1947 
und der Rest (157 Mill. Dollar) auf das Jahr 194S. 
Durch den Marshali-Plan (ERP), der in den 
letzten Monaten angelaufen ist, wird Österreich 
auch weiterhin. der Bezug von ausländischen 
Hilfslieferungen gesichert, nachdem die-KongreS-
Interimshilfe der USA nahezu vollkommen er­
schöpft ist. Für das erste Marshall-Plan-Jahr 
(194S/49) wurden Österreich Bezugsrechte in' den 
USA und in Europa in der Höhe von 2S0 Mill. Dollar 
eingeräumt. Die für das Jahr 1948/49 zu erwarten­
den Hilfslieferungen sind damit, selbst unter Be­
rücksichtigung der in • den letzten Jahren einge­
tretenen Preissteigerungen, um etwa 50 %' größer 
als der jährliche Durchschnitt der bisher einge­
troffenen Hilfslieferungen; sie übertreffen jedoch die 
!m I.Halbjahr 1948 empfangenen Gesamtlieferungen 
^on 130 Mill. Dollar nur unbedeutend. Allerdings 

7'S T-8 1-8 — 

— i 3 ' 9 

_ 0 -4 0-3 

0-5 — 

2 2 ' — — 

O-S 

o-5 — 

3"I 14-6 

2 - 4 24*4 

sind zum Teil noch aus anderen Krediten Lieferun­
gen ausständig und auch die privaten Wohlfahrts-
l'ieferungen werden weiterhin eine, wenn auch 
geringere Rolle spielen, so daß sich der Gesamt­
betrag der Hilfslieferungen noch .etwas erhöht. 

Hilfslieferungen des Auslands an Österreich 

von 1945 bis 1. September 1948 

Hilfsaktionen ^ & S £ *!St £ j e Ä 

A.l'iiertenhiHe Mill. S 
2 4 8 - — 2 4 8 ' — — — — — — — 

U N E E A Mill. $ 
135*6 "04*9 ip"ö 

War-Department-Aktion Mill. $ 
ico-— , , 

Kongreß-Hilfe Mill. $ 
9 5 ' - 7 4 ' — 4'— 

Interims-Hilfe Mill. $ 
e 4 * 8 44*5 S'6 

ERP-Hilfe Mill. $ 
H"0 9-0 i*o 

Canada-Hilfe Mill. $ ' 
3 ' 3 2-o 0-3 

Amerikanische Uberschuß guter Mill. $ 
4 1 - 0 — — I-J 

Britische Überschuß guter Mill. £ 
4*2 — — 

Beutegut Mill. S 
2 8 - 4 — _ rö 

Wohlfahrtsorganisationen Mill. $ 

Summe: Mill. $ 4 9 3 - 2 4. Mill. £ 4 - 2 + Mill. S 276-4 

F ü r die Sanierung der österreichischen Wirtschaft ist 
jedoch nicht nur das Ausmaß, sondern auch die Ar t der 
Verwendung der Marshall-Plan-Hilfe von größter Bedeu­
tung. Nur -wenn es gelingt, die Marshall-Plan-Hilfe gesamt­
wirtschaftlich fruchtbar zu machen und die Hilfslieferungen 
nicht mehr wie bisher fast ausschließlich für Nahrungsmittel 
und für Kohle, sondern in steigendem Maß auch zur Besse­
rung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft zu ver­
wenden, wird die Auslandshilfe ihren vollen Zweck erfüllen. 
Eine gewisse, wenn auch nicht sehr starke Verlagerung der 
Hilfslieferungen von der Einfuhr von Lebensmitteln und 
Kohle zur Einfuhr von industriellen Rohstoffen und Investi­
tionsgütern ist bereits aus der Aufstellung des Gesamt­
programms für das Jahr 1948/49 zu erkennen. Unter den 
b is .Ende Oktober importierten Marshall-Plan-Gütern finden 
sich neben Nahrungsmitteln (219-527 0, Kunstdünger 
(1,224.750 Dollar) , Saatgut (387.292 Dollar) und Kohle 
(3I7-7I4 Dollar), die wie bisher eine führende Rolle 
spielen, größere Quantitäten von Baumwolle (552.200 Dollar), 
und Kupfer (251.303 Dollar) . 

Durch die außerordentliche Umständlichkeit des Ver­
fahrens werden die Marshall-Plan-Lieferungen, vor allem 
soweit es sich u m private Bestellungen handelt, stark ver­
zögert. Obwohl der Marshall-Plan offiziell bereits im April 
1948 begann und Washington im Mai die ersten Autorisa-
tionen erteilt hat, trafen erst Ende Juni die ersten kleineren 
Sendungen in Osterreich ein. Seither haben zwar die Be­
w e g u n g e n räsc¥zügenommen und Ende September bereits 
die Hälfte des Österreich zustehenden Betrages erreicht. Die 
Lieferungen blieben jedoch bisher weit hinter den Bewilli­
gungen zurück. Ende September, als die Bewilligungen 
110 Mill. Dollar erreicht hatten, betrugen die Lieferungen 
erst 19 Mill. Dollar. 
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